
auf dem Weg zu sich selbst ... Das richtige 
Verhältnis eines demokratischen Bürgers zu 
seinem Staat würde ich mit den Worten .kri-
tische Sympathie' beschreiben."
Scheel fragt: Haben wir diese kritische Sym-
pathie unseren Kindern auch wirklich vorge-
lebt? Und er antwortet:
„Wir dürfen uns diese Diskussion nicht so 
einfach machen. Wir müssen uns vielmehr 
alle fragen: Was haben wir getan, was haben 
wir versäumt, daß junge Mitbürger auf so 
furchtbare Abwege geraten konnten? Wir 
sollten uns bei dieser Diskussion vor Selbst-
gerechtigkeit hüten. Und wir sollten auch un-
angenehmen Fragen nicht ausweichen, wie 
zum Beispiel: Was haben wir zu Beginn der 
Studentenunruhe am Ende der 60er Jahre, die 
auch moralische Antriebe hatte, den Studen-
ten geantwortet? Waren unsere Antworten 
angemessen und ausreichend? Haben wir ihre 
Fragen überhaupt richtig verstanden? Wie 
kam es überhaupt zu der Unruhe der Studen-
ten? Haben die staatlichen Stellen auf die 
Forderungen der Studenten nicht erst rea-
giert, als sie Gewalt angewendet hatten? Ha-
ben wir die politischen Dimensionen des 
Kernenergieproblems nicht erst erkannt, als 
in Wyhl und Brokdorf Gewalt angewendet 
wurde? Ich schließe mich aus dem Kreis de-
rer, die sich solche Fragen stellen müssen, 
nicht aus.
Der Rat der Evangelischen Kirche in Deutsch-
land hat den mutigen Satz gesprochen: ,Das 
Aufkommen des Terrorismus in unserem Land 
weist auf Versäumnisse und Fehlentwicklun-
gen hin, an denen alle Gruppen unserer Ge-
sellschaft beteiligt sind. Auch die evangeli-
sche Kirche bekennt ihre Mithaftung an dem 
Geschehen dieser Wochen.' Ich glaube, die 
Haltung, die in diesen Sätzen zum Ausdruck 
kommt, kann als Vorbild für alle dienen. Je-
der einzelne und jede gesellschaftliche und 
politische Gruppe sollte sich zunächst selbst 
fragen, was sie versäumt oder falsch gemacht 
hat. Ich bin sicher, jede Gruppe wird da et-
was finden. Solange eine solche Selbstbesin-
nung nicht stattgefunden hat, wirken die 
Hände, die auf den politischen oder weltan-
schaulichen Gegner zeigen, unglaubwürdig. 
Mein Vorgänger im Amt, Gustav Heinemann, 
hat darauf aufmerksam gemacht, daß bei ei-
nem ausgestreckten Zeigefinger imm
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er drei 

Finger auf einen selbst zurückweisen;" )

Was bedeutet „kritische Sympathie“ genauer? 
Wer beurteilt jeweils, ob bei aller Kritik die 
Sympathie noch vorhanden ist oder ob das 
Ausmaß der Kritik bereits auf Sympathiever-
lust schließen läßt? Man muß zu weit gehen, 
um zu erkennen, wie weit man gehen kann, 
meinte vor einiger Zeit einmal Heinrich Böll

64) Zit. nach dem Text des Bundespräsidialamtes, 
28.10. 1977.

(in Übernahme eines Wortes von Giraudoux). 
Wie weit aber kann man zu weit gehen? An-
hand einer Reihe von „Fällen" ist in den letz-
ten Monaten und Wochen die Frage der Mei- 
nungs- und Gedankenfreiheit besonders inten-
siv diskutiert worden.
Alfred Andersch veröffentlichte 1976 ein Ge-
dicht „Artikel 3, 3", dessen Verbreitung im 
Rahmen einer Rundfunksendung von dem zu-
ständigen Programmdirektor untersagt wurde. 
In diesem Gedicht heißt es u. a.
„das neue kz
ist schon errichtet
die radikalen sind ausgeschlossen 
vom öffentlichen dienst 
also eingeschlossen 
ins lager
das errichtet wird
für den gedanken an
die Veränderung 
öffentlichen dienstes
die gesellschaft 
ist wieder geteilt 
in Wächter 
und bewachte
wie gehabt
ein geruch breitet sich aus 
der
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die gas erzeugt" )
In einem Kommentar hierzu von Günter Rüh-
le in der FAZ heißt es:

„Mit dem Ablauf seines Gedichts will An-
dersch die Entwicklung in der Bundesrepublik 
nachvollziehen. Er geht aus vom Grundgesetz 
und endet mit dem Zitat der Gaskammern und 
beim KZ. Er beschreibt, und das ist seine po-
etische Intention, sozusagen den Weg dieser 
zweiten Republik mit der Geschichte der er-
sten. Das ist ein schon gängiges Klischee. In 
diesem Fall besonders untauglich, als es eine 
Maßnahme angreift, die sich auch mit einigen 
Gründen auf die Verhinderung eben dieser 
Wiederholung berufen kann. Weil er mit dem 
Klischee nichts Reales trifft, schlägt er uns 
mit Vokabeln. Er horrifiziert, um den, der ge-
gen ihn argumentieren möchte, mundtot zu 
machen.
Es verwundert nicht, daß Andersch selbst zu 
Aktionen aufruft, die für jene Zeit typisch 
waren, der er sein Vokabular entnimmt. Wie 
die Nazis einst das Wort .Jude' an die jüdi-
schen Geschäfte schrieben, will er die Ha-
kenkreuze an die Türen derer malen, die er 
als Nazis verdächtigt. Er sagt: .Bildet ihre Vi-
sage ab.' So wie früher der .Stürmer' die ,Ju- 
den-Visage' abbildete?
Was veranlaßt einen Autor, dem man Um-
sicht, Vernunft und die Leidenschaft zur Hu-

65) Zit. nach der Frankfurter Allgemeinen Zei-
tung, 29. 1. 1976.



manisierung immer konzedierte, selbst zu 
sprechen, wie einst der .Stürmer' sprach? — 
Die Sprache des .Stürmers' war eine, die aus 
einem Wahnbild entstand. Was für ein Bild 
hat Andersch von der Bundesrepublik? Wo 
ist eine Lehrerin gefoltert, wie einst die Ge-
stapo folterte? In dieser Republik wird in 
den siebziger Jahren das Wort noch freier ge-
führt als in der zweiten Hälfte der fünfzi-
ger.
Allenfalls: Der Dialog ist härter geworden, er 
enthält mehr an Konfrontation. Auch das po-
litische Gedicht soll ein Mittel solcher Aus-
einandersetzung sein. Es trifft aber nur, wenn 
es in seiner Metaphorik Sachverhalte nicht 
verklebt, sondern bewußtmacht. Andersch 
klebt alle Metaphern über neue politische 
Fragen. Damit kann man nicht diskutieren. — 
Er klagt an, daß es wieder Wächter und Be-
wachte gäbe. Aber welche Rolle sucht An-
dersch? Er sucht selbst die eines Wächters. 
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Aber welches Bild gibt dieses Gedicht vom 
Wächter Andersch?" )
Es wäre der Zeitpunkt gekommen, meinte 
der Bundestagsabgeordnete Dr. Christian 
Schwarz-Schilling, medienpolitischer Sprecher 
der CDU, in einem Brief an den Indentanten 
des Hessischen Rundfunks vom 4. 10. 1977 (in 
dem er sich über einen Kommentar des Hessi-
schen Rundfunks beschwerte), da auch die öf-
fentlich-rechtlichen Medien engagiert und 
entschieden Flagge zeigen sollten für diesen 
Staat und seine Gesellschaft — was sich zum 
Beispiel zu bekunden hätte in einem konse-
quenten Eintreten für alle gesetzgeberischen 
Maßnahmen, die uns im Rahmen des Grund-
gesetzes zur Verfügung stünden, um die Fein-
de der Freiheit und die Feinde unseres 
Rechtsstaates in die Schranken zu weisen. 
Wir kämen sonst in die Situation, daß sich 
diese Feinde ihre Opfer aussuchten und ihre 
Gewaltmethoden anwenden könnten wie sie 
wollten, aber diejenigen, die sie sich als Op-
fer ausgesucht hätten, der nackten Gewalt 
schutzlos gegenüberstünden. Wer in dieser 
Situation davon rede, daß die Gefahr von der 
Republik, von der Gesetzgebung ausgehe, 
habe die „Zeichen der Zeit" wirklich nicht 
verstanden. Werner Hess, der Indentant des 
Hessischen Rundfunks, reagierte darauf „mit 
Bestürzung". In einem persönlichen Kommen-
tar müsse es doch erlaubt sein, die Meinung 
zu vertreten, die man für richtig halte; die 
Diskussion von verschiedenen Standpunkten 
aus sei ein wesentliches Element der Demo-
kratie 67).

66) G. Rühle, Ein politisches Gedicht, der Radika-
lismus und die Grenzen poetischer Metaphorik, in: 
Frankfurter Allgemeine Zeitung, 29. 1. 1976.
67) Herr Hess, wenn man Ihren Sender einschal-
tet ... Ein Briefwechsel zwischen dem CDU-Abge-
ordneten Schwarz-Schilling und dem Intendanten

des Hessischen Rundfunks, in: Frankfurter Rund-
schau, 10. 11. 1977.
68) R. Gerhardt, in: Buch und Bibliothek, Nr. 10/ 
1977.

Eine umfangreiche juristische wie publizisti-
sche Auseinandersetzung gab es um die Ver-
öffentlichung des Buches „Wie alles anfing" 
von Micheal (Bommi) Baumann, einem frühe-
ren Angehörigen der Terrorszene, der darin 
seine Erfahrungen und Erlebnisse berichtet. 
Unter anderem schrieb er: „Ich stehe immer 
noch hinter allen Sachen, die ich gemacht 
habe; ich habe es gemacht und es war in 
Ordnung." Die Lorenz-Entführung nennt er 
„großartig". Diese Entführung sei ein wirkli-
ches Meisterstück der europäischen Stadt- 
Guerilla gewesen. — Zwar sah das Gericht, 
das sich mit dieser Frage beschäftigte, darin 
eine Billigung des Verbrechens, ebenso wie 
bei der Brandstiftung im Berliner Kammerge-
richt, die auf das Konto von Hella, einer 
Freundin Michael Baumanns, ging und deren 
Mut Baumann rühmt. Die Münchner Richter 
wollten diese Texte aber nicht isoliert sehen, 
sondern im Gesamtzusammenhang des Bu-
ches, vor allem aber vor dem Hintergrund der 
Aufforderung, „die Knarre wegzuschmeißen", 
sich einem „konstruktiven Konzept" zuzu-
wenden, sich zu öffnen für neue Erkenntnisse 
und Experimente und zu versuchen, Leben zu 
erhalten, „damit wir nicht von den Trümmern 
des zusammenbrechenden Systems begraben 
werden". In einem Kommentar zum Gesamt-
vorgang schrieb Rudolf Gerhardt in „Buch 
und Bibliothek":
„Die von allen politischen Parteien geforderte 
geistige Auseinandersetzung mit dem Terro-
rismus setzt zuerst einmal die Kenntnis von 
dieser Ideologie voraus — nicht der Ideolo-
gie, die da gelegentlich in verquollenen Sät-
zen in Gerichtssälen ins Schaufenster gelegt 
wird, sondern die Kenntnis des Nährbodens 
für Aggressionen, aus dem schließlich Terror-
akte gedeihen — vielleicht des .Alltags zwi-
schen Lieben und Bomben’, von dem Bau-
mann sp 68richt." )
Wenn man im Rahmen des Grundsatzes: 
„Eine Zensur findet nicht statt" nicht bereit 
ist, erhebliche Risiken einzugehen, d. h. Ge-
dankenfreiheit und Meinungsfreiheit so zu be-
greifen, daß sie auch Spielraum für die Arti-
kulation von Ungeist geben, besteht die Ge-
fahr, daß die Trennungslinie zwischen dem, 
was zulässig und dem, was unzulässig ist, je 
nach den Machtverhältnissen verschoben und 
damit die Freiheit insgesamt beschnitten 
wird. Verantwortungsgefühl kann man nicht 
durch repressive Maßnahmen bewirken; es 
müßte gerade beim Intellektuellen verinner-
licht sein, eben aus dem hervorgehen, was 



Scheel „kritische Sympathie" zu einem Staat 
nennt, der die beste Demokratie darstellt, die 
Deutschland bislang verwirklichen konnte. 
Eine solche kritische Sympathie schließt 
selbstverständlich größte Wachsamkeit ge-
genüber demokratiefeindlichen Tendenzen 
ein. Die „Merkerrolle" sollte jeder einzelne 
Staatsbürger ausüben können; ihre Ausübung 
muß nicht nur garantiert, sondern gefördert 
werden. Ehrlichkeit und Offenheit sind Vor-
aussetzungen kritischer Haltung; die Intellek-
tuellen der Bundesrepublik, deren Lamenta-
tionen — nach einem Wort von Willy Brandt 
— oft eine Mischung aus Weinerlichkeit und 
Ahnungslosigkeit darstellten, müßten frei-
lich selbstkritisch prüfen, ob ihre „Zentner-
worte" jeweils berechtigt sind oder nicht.
Das „Russell-Tribunal", das darauf angelegt 
ist, die Weltöffentlichkeit von der in der Bun-
desrepublik herrschenden Unterdrückung zu 
überzeugen, nannte Brandt „ein beleidigendes 
Unternehmen". Martin Kriele schrieb in „Die 
Zeit", daß hier mit linker Elle gemessen und 
Anklagen vorgebracht würden, die einer so-
phistischen Aggression gleichkämen. Die An-
klagen gegen die Bundesrepublik setzten sich 
im wesentlichen aus Erfindungen zusammen. 
Davon könne sich jeder durch eigene Beob-
achtung überzeugen. Wenn im Milieu der Tri-
bunalanhänger Berichte über skandalöse Vor-
kommnisse verbreitet würden, so bräuch- 

te man nur die Absicht zu erklären, diesen 
Vorkommnissen entgegenzutreten und hinrei-
chend detaillierte Informationen erbitten — 
und die Anhänger zögen sich dann sofort zu-
rück. Man könne bei unwahrscheinlichen Be-
richten auch risikolos die Wette anbieten, die 
Behauptungen seien nicht wahr. Man werde 
die Erfahrung machen, daß die Ankläger an 
ihre Behauptungen selbst nicht glaubten. In 
solchen Situationen gewänne man das Bewußt-
sein, daß zwei Welten aufeinanderprallten: Für 
uns komme es darauf an, ob eine Anklage 
wahr und gerecht ist, für die anderen nur dar-
auf, ob sie — wie es heißt — „bewußtseinsbil-
dend" und r 69evolutionsfördernd wirke ).

In der Tat hat sich gerade im Umfeld des 
Russell-Tribunals die Unsitte verfestigt, daß 
linke Intellektuelle sich offensichtlich vor al-
lem dadurch zu legitimieren suchen, daß sie 
„Unterschriften" leisten. Alfred Grosser hat 
demgegenüber mit Recht betont, daß ein Links-
intellektueller weniger seinen Namen „her-
geben", als vielmehr seinen Verstand einset-
zen solle, um zu einem objektiven Urteil zu 
gelangen. —

Das Russell-Tribunal erzeugt statt dessen 
einen Zustand aggressiver Hetze und nähert 
sich damit zumindest tendenziell dem, was aus 
totalitären Staaten bei „Volksgerichtshöfen" 
an Rechtsbeugung bekannt ist.

Die innere Zensur

An diese Notwendigkeit, unabhängig zu blei-
ben und begriffliche Trennschärfe nicht zu-
gunsten von ideologischen Duftmarken zu sus-
pendieren, dachte wohl Hans Magnus En-
zensberger, als er beim Römerberggespräch 
1976 vor der Gefährdung durch Selbstzensur 
warnte.

„Von der Zensur hat nichts begriffen, wer sie 
einzig und allein für eine Sache der Bullen 
hält. Nie könnte sie funktionieren ohne ihre 
nimmermüde Zwillingsschwester. Die Selbst-
zensur, das behaupte ich zunächst einfach, ist 
allgegenwärtig.

Selbst vom teuersten, perfektesten, gründlich-
sten Verfassungsschutz, also vom deutschen, 
kann man das nicht behaupten. An Eleganz 
und Schlauheit übertrifft die Selbstzensur al-
les, was ein Innenminister sich träumen läßt. 
Vom bloßen Schreib- und Publikationsverbot 
wird sie nicht satt, sie will höher hinaus. 
Worauf sie es abgesehen hat und was sie tat-
sächlich oft genug erreicht, das ist das Denk-
verbot. Die Selbstzensur schläft überhaupt 
nie, und sie läßt sich nicht einwiegen von li-

beralen Abendliedern wie dem, das da be-
hauptet, Gedanken seien zollfrei...
Wäre die Selbstzensur freilich nur das, was 
wir meist in ihr vermuten, der kleine Polizist 
im eigenen Kopf; wäre sie weiter nichts als 
der Statthalter der nackten Gewalt, des nack-
ten Vorteils, der nackten Angst — sie ließe 
sich vielleicht schwer überwältigen, aber mü-
helos dingfest machen. Aber so dumm ist sie 
nicht, die Selbstzensur. Sie spricht mit den 
Engelszungen der Rücksicht, der
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 Vernunft 
und der Loyalität. Sie tritt als Moralistin auf, 
sie rechnet sich zu den klugen Jungfrauen, 
und sie verteidigt am liebsten das, was uns 
am liebsten ist." )
Dem „inneren Zensor" („Neue und alte Tabus 
in unserer Gesellschaft") ist der Band 22 der 
Herderbücherei-Initiative gewidmet. Vom 
konservativen Standpunkt aus stellt der Her-
ausgeber Gerd Klaus Kaltenbrunner fest, daß 

69) M. Kriele, Falscher Vorwurf: Ein Klima der 
Unterdrückung, in: Die Zeit, 24.2. 1978.
70) H. M. Enzensberger, Der Kleine Polizist im ei-
genen Kopf, in: Pardon, Nr. 11/1976.



derjenige, der sich von gängigen Phrasen 
nicht mehr berauschen lasse und nicht nach 
politisch-pädagogischen Moden sich orientie-
re, unschwer bemerken könne, daß unter der 
Flagge emanzipatorischer und kritisch-
rationaler Aufklärung neue Tabus entstünden, 
die kaum weniger repressiv seien als die frü-
heren. Der alte Zensor sei passe, eine staatli-
che Zensur finde nicht mehr statt, auch der 
Einfluß der Kirchen sei rapide zurückgegan-
gen. Das Amt des Zensors werde jedoch in-
zwischen von jenen wahrgenommen, die sich 
pathetisch als Anwälte aufklärerischer libera-
ler und emanzipatorischer Mündigkeit anprie-
sen.
„Niemand riskiert etwas, wenn er den Papst 
verhöhnt oder, wie Heinrich Böll, honorige 
Mitbürger als ,frei herumlaufende Raubtiere' 
bezeichnet. Auch Polizisten und Ärzte sind 
nicht mehr tabu. Wie aber steht es zum Bei-
spiel mit den Gewerkschaften, überhaupt mit 
dem .Sozialen'? Wer wagt es, sich ohne Um-
schweife zum Kapitalismus zu bekennen? Ein 
solches Bekenntnis würde heute sogar Unter-
nehmer schockieren. Wer wagt es, um noch 
einige Tabus zu erwähnen, den staatlichen 
Schulzwang grundsätzlich in Frage zu stellen? 
Kann jemand Karriere machen, der vor der 
Demokratie keinen Kotau macht? Intellektuel-
le dürfen Politiker beschimpfen; doch kann es 
sich ein Politiker leisten, einen politisieren-
den Schriftsteller öffentlich abzukanzeln? Im-
mer wieder ist davon die Rede, daß es darauf 
ankomme, den .primitiven Antikommunis-
mus' zu überwinden; Antikommunist zu sein 
gilt geradezu als gleichbedeutend mit Reak-
tionär, Faschist und dergleichen. Hingegen 
hat man bislang noch keine Warnung vor ei-
nem primitiven Antikapitalismus oder Antifa-
schismus gehört. Es ist heute risikolos, über 
die Sowjetunion, China oder Libyen gut zu 
sprechen, zumindest Verständnis für deren 
Regime an den Tag zu legen; eine ähnliche 
Haltung gegenüber Rhodesien oder Chile hin-
gegen ist tabu. Das Jugoslawien Titos gilt ge-
radezu als liberaler Staat; Spanien hingegen 
wurde bis vor kurzem als faschistische Dik-
tatur geächtet, obwohl es bereits in den letz-
ten Jahren vor Francos Tod erheblich freier
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e 
Verhältnisse aufwies als das kommunistische 
Balkanland." )
Es sei (so Georg Hensel in einem Kommentar 
„Zensur und Selbstzensur") genau zu unter-

scheiden zwischen Zensur und Zensurversu-
chen. In jedem Staat, in jeder Gesellschaft 
werde immer wieder der Versuch der Einfluß-
nahme unternommen. Das Theater zum Bei-
spiel, das sich als politische Institution ver-
stehe, sollte sich nicht wundern, wenn es in 
politische Kämpfe gerate. Wenn Staat oder 
Stadt den Vertrag eines Indentanten nicht 
verlängerten, so griffen sie massiv in die 
künstlerische und politische Entwicklung 
eines Theaters ein. Wer dies Zensur nenne, 
der möge es tun; der Eingriff sei jedoch 
legitimiert durch die Wählerschaft, den 
„Souverän“. Wenn dieser „Souverän“ neue 
Mehrheitsverhältnisse schaffe, so wolle er 
eine Änderung der Politik, auch der Kultur-
politik. Theatet könnten nicht zugleich poli-
tisch sein, wenn sie angreifen, und unpoliti-
scher Freiraum, wenn sie sich angegriffen 
fühlten.
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 Zum Risiko der Freiheit gehöre auch 

die Freiheit des Gegners ).

In der Tat wird der Begriff der Zensur immer 
häufiger „beliebig" gebraucht. Dies geht so-
gar so weit, daß diejenigen, die links stehen 
oder sich links fühlen, dann, wenn sie keinen 
Erfolg haben (zum Beispiel ein Manuskript 
nicht veröffentlichen konnten) von Unter-
drückung sprechen. Im Umfeld der sogenann-
ten Berufsverbote bzw. des Extremistenbe-
schlusses werden entsprechend Ansprüche er-
hoben, die nicht durch Qualität legitimiert, son-
dern darauf angelegt sind, Solidaritätsmecha-
nismen zum Einschnappen zu bringen. Wer 
durch den Extremistenbeschluß stigmatisiert 
ist, ist aber deshalb noch nicht automatisch 
qualifiziert. Die Zugehörigkeit zur „Linken" 
bzw. der entsprechende Anspruch sollte nicht 
vom Kompetenznachweis entbinden. Statt des-
sen wird die Auseinandersetzung um den Ex-
tremistenbeschluß von denjenigen, die ihn auf-
gehoben wissen wollen, häufig so geführt, daß 
man geradezu von einer Berührungsangst ge-
genüber Beurteilungskriterien sprechen kann. 
Diejenigen, die sich ständig gegen Diffamie-
rung aussprechen, greifen häufig, um sich der 
Objektivität dem eigenen Lager gegenüber 
entziehen zu können, ebenfalls zur Diffamie-
rung. Die Selbstzensur funktioniert; wer sie zu 
stören versucht, wird mit Unterstellungen ein-
gedeckt.

’72) G. Hensel, Zensur und Selbstzensur, in: Frank-
furter Allgemeine Zeitung, 7. 11. 1972.

71) G. K. Kaltenbrunner, Der innere Zensor. Neue 
und alte Tabus in unserer Gesellschaft, Freiburg, 
Basel, Wien 1978, S. 9 f.



Der Extremistenbeschluß

Was diesen Extremistenbeschluß selbst betrifft, 
so stellt er in der Tat eine unheilvolle Ent-
scheidung dar. Reichlich wahllos werden Dos-
siers von den Verfassungsschutzbehörden 
zusammengestellt; Verdächtigungen grassie-
ren. Es wird ein Klima der Angst produziert. 
Die im Rahmen von Einstellungsverfahren ge-
führten Gesprächen machen oft nur deutlich, 
daß solche Gespräche untauglich sind, ein 
einigermaßen objektives Bild von der zu er-
wartenden Loyalität des Bewerbers gewinnen 
zu können (soweit es sich um ideologische 
bzw. weltanschauliche Fragen und nicht um 
kriminell-verdächtige Verhaltensweisen han-
delt). Die Antworten, die bei solchen Gesprä-
chen gegeben werden, ermöglichen keine Er-
gründung des Charakters bzw. der Staatsmo-
ral des Bewerters. Sie lassen bestenfalls auf 
dessen taktisches Verhalten schließen. Das 
einzig richtige Verfahren wäre die Einstel-
lung oder die Nichteinstellung aufgrund vor-
liegender Prüfungen, Beurteilungen und Refe-
renzen (also Leistungen) bzw. die generelle 
Einführung einer Probezeit, die es jedem ein-
zelnen ermöglicht, die Fähigkeiten zu zeigen, 
die man mit Recht von ihm am jeweiligen Ar-
beitsplatz erwartet. Der politische „Intimbe-
reich" wäre genauso zu respektieren wie z. B. 
die jeweiligen Wahlentscheidungen, die ja 
auch nicht bei Einzustellenden oder bereits 
Eingestellten zur Beurteilung herangezogen 
werden. Wenn neuerdings sogar Gerichtsur-
teile vorliegen, die Bewerber für den öffentli-
chen Dienst deshalb ablehnen, nicht weil sie 
die freiheitliche demokratische Grundordnung 
aktiv bekämpften, sondern ihr „gleichgültig“ 
gegenüberstünden, so bedeutet dies, daß der 
Gesinnungsschnüffelei Tür und Tor geöffnet 
wird. In einem Beitrag von Ulrich Greiner 
„über die Schwierigkeiten, eine Verfassung 
zu schützen" („Der Radikalenbeschluß und 
seine Folgen") heißt es unter anderem:
„Es geht um die Tausende von .Erkenntnis-
sen' und um die wachsende Zahl von über-
wachten. In ihnen wird ein permanentes Ge-
fühl des Kontrolliertwerdens erzeugt. Wo 
aber in einem ansonsten relativ freien Land 
plötzlich Druck von oben entsteht, gibt es nur 
zwei mögliche Reaktionsweisen: eine offen-
bar erwünschte, die sich von dem euphemisti-
schen Begriff der Staatsloyalität bis hin zu 
Anpasserei und Duckmäusertum abschattiert; 
— und eine zweifellos unerwünschte, die mit 
Zweifeln an der Gerechtigkeit und Richtigkeit 
unserer Gesellschaftsordnung beginnt und mit 
Radikalismus endet. Der Schriftsteller Peter 
Schneider hat dies auf die Formel gebracht: 
,Wer zum Verfassungsfeind erklärt wird, 
kann eigentlich nur noch einer werden.’

Der Radikalenbeschluß der Ministerpräsiden-
ten vom Januar 1972 ist, um ein Wort Fonta-
nes zu aktualisieren, zum .Angstapparat aus 
Kalkül' geworden. Das Resultat: die tatsächli-
chen Verfassungsfeinde, ob sie nun Guillau-
me oder Faltermeier heißen, tarnen sich bes-
ser denn je, ansonsten aber breitet sich 
schleichend die Furcht aus. Berliner Linke ru-
fen sich nur noch von öffentlichen Telefonzel-
len aus an; seinen Namen zu nennen gilt als 
sträflich. Postkarten schreibt man nicht, 
selbst in geschlossenen Briefen teilt man sich 
nur das Notwendigste mit. Keiner traut mehr 
dem Postgeheimnis; daß sein Telefon zumin-
dest teilweise abgehört wird, nimmt fast jeder 
an.
Ist all dies bloße Hysterie? In Berlin kursiert 
die Geschichte einer jungen Frau, die sich 
von ihrem linken Freund trennte und in einen 
anderen Stadtteil zog, der für lange Wartezei-
ten auf Fernmeldeanschlüsse bekannt war. 
Zwei Tage, nachdem sie die Einrichtung eines 
Telefons beantragt hatte, kam der Monteur. 
Auf ihre verwunderte Frage entgegnete der 
Mann, er sei höheren Orts angewiesen wor-
den, die Installation unverzüglich auszufüh-
ren. Nicht lange danach wurde ihr ehemaliger 
Freund wegen vermuteter Zugehörigkeit zur 
.Bewegung des 2. Juni' verhaftet.
Der Vorfall ist glaubwürdig, aber unabhängig 
davon, ob er zutrifft oder nicht: er gehört in 
jenen wildwuchernden Wald aus Phantasie 
und Tatsachen, den der Radikalenbeschluß 
hat sprießen lassen. Keineswegs ist alles nur 
Einbildung, keineswegs sind nur hartgesotte-
ne Spartakisten und DKP-Leute betroffen, 
sondern in der Mehrheit jugendbewegte Poli- 
tisierer oder engagierte Demokraten, die al-
lenfalls mit dem vagen Begriff .links' zu 
kennzeichnen wären — und dies zu sein
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 ist 
zwar de jure nicht verboten, de facto aber 
wächst es sich zum Existenzrisiko aus." )
Bürokraten neigten immer dazu — und vor 
allem dann, wenn sie im Unrecht seien —, Ge-
heimpolitik zu betreiben, um sich so der öffent-
lichen Kontrolle zu entziehen. Dies erzeuge 
einen Dunstkreis, in dessen Bereich Verfas-
sungswirklichkeit und Verfassungsanspruch als 
identisch gesetzt würden. Während das 
Grundgesetz seinem Willen nach die Idee ei-
ner freien und gerechten Gesellschaft postu-
liere, die erst noch zu verwirklichen sei, wer-
de es hier zur bloßen Apologie des Status quo 
mißbraucht.
Die Regelungen des Extremistenbeschlusses — 
stellen Friederike Fuchs und Eckhard Jesse 
demgegenüber fest — würden die Liberalität

73) U. Greiner, über die Schwierigkeiten, eine 
Verfassung zu schützen, in: Frankfurter Allgemei-
ne Zeitung, 12. 6. 1976.



des politischen Systems der Bundesrepublik 
Deutschlands keineswegs gefährden. Eine 
„streitbare Demokratie“ müsse sich wehren:
„Die Auseinandersetzung um die Beschäfti-
gung von Extremisten im öffentlichen Dienst 
ist nicht ohne die historischen Hintergründe 
und die Demokratiekonzeption des Grundge-
setzes hinreichend zu verstehen. Im Gegen-
satz zur Weimarer Republik besitzt die Bun-
desrepublik Deutschland eine Verfassung, die 
sich zu unantastbaren Werten bekennt und 
Vorkehrungen zu ihrem Schutz trifft. Die 
Wertgebundenheit (Art. 79, 3 GG) steht dabei 
in einem engen und konsequenten Zusammen-
hang zur Wehrhaftigkeit. Wer bestimmte 
Grundrechte zum Kampf gegen die freiheitli-
che demokratische Grundordnung mißbraucht, 
verwirkt nach Art. 18 GG diese Grundrechte, 
und Parteien, die die freiheitliche demokra-
tische Grundordnung zu beseitigen suchen, 
können gemäß Art. 21, 2 GG verboten 
werden. Da Schutzgut dabei jeweils die 
.freiheitliche demokratische Grundordnung' 
ist, steht diese vielfach im Mittelpunkt der 
Kontroversen. Zementiert sie eine bestimmte 
Gesellschaftsordnung? Leistet der Schutz der 
freiheitlichen demokratischen Grundordnung 
autoritärem Verfassungsverständnis Vor-
schub? Ist sie eine beliebig einzusetzende 
Worthülse, die es erlaubt, politisch Unliebsa-
me und Unbequeme ins Abseits zu drängen? 
Die Ausführungen sollen belegen, daß der ge-

schützte Verfassungskern grundlegende Re-
formen keineswegs verhindert, sondern gera-
de erst legitimiert. Das Prinzip der „streitba-
ren Demokratie" trägt vielmehr der Pluralis-
mustheorie Rechnung, die Konflikte und Kon-
sens untrennb 74ar miteinander verknüpft." )
Abgesehen von den direkten, von Fuchs und 
Jesse wohl bagatellisierten negativen Aus-
wirkungen des Extremistenbeschlusses, muß 
freilich auch festgestellt werden, daß vielfach 
schon die Furcht vor möglichen Reaktionen 
oder Repressionen dazu führt, daß der gege-
bene Spielraum nicht genutzt wird. Dieser 
Mangel an Courage und an der Bereitschaft, 
(oft auch nur kleine) Risiken auf sich zu neh-
men — wenn etwa fest verbeamtete Lehrkräf-
te dem Direktor gegenüber ihre Meinung ver-
schweigen, weil sie befürchten, dann eventu-
ell einen schlechten Stundenplan „verpaßt" 
zu erhalten —, führt zu Alibi-Verhaltens-
weisen. Weil man Widerspruch bzw. Wider-
stand nicht wagt, jeden Einsatz scheut, also 
ich-schwach sich verhält, versucht man, dies 
zu „rationalisieren": die erwartete oder be-
fürchtete Repression und die Angst davor 
wird ins Maßlose hinein übertrieben, um auf 
diese Weise vor sich und den anderen das ei-
gene Verhalten (Versagen) plausibel machen 
zu können. Gratisangst verhilft dazu, Gratis-
mut nicht zeigen zu müssen.

Glanz und Elend der Intellektuellen

Die Auseinandersetzung um Bedeutung, Ein-
fluß, Funktion und Verhaltensweisen des In-
tellektuellen wird zur Zeit in der Bundesrepu-
blik mit besonderer Intensität geführt. Be-
klagt wird, daß der Intellektuelle vielfach zu 
wenig konstruktiv, zu wenig „positiv" dem 
Staat gegenüber eingestellt sei. Wer jedoch 
an der Demokratisierung der Gesellschaft in-
teressiert sei, müsse das Ohr und den Sinn da-
für schärfen, daß auch und gerade der Nein- 
Sager ein Wahr-Sager ist, da er dem Handeln, 
das ohne eine gewisse Besinnungslosigkeit 
nicht auskommen kann, zur rationalen Züge-
lung verhilft. Die kritische theoretische Ver-
nunft stellt das Gegengewicht zum notwendi-
gerweise optimistischen Willen dar. Das be-
kannte Lessingsche Diktum aus der „Emilia 
Galotti", daß, wer über bestimmte Dinge nicht 
den Verstand verliere, keinen habe, muß in 
diesem Zusammenhang so verstanden werden, 
daß vielfach die Menschen deshalb nicht ih-
rem Verstände folgen, weil sie fürchten, dann 
ihrer Handlungsmotivation beraubt zu wer-
den. Natürlich kann man auch intuitiv die 
Dinge „durchschauen" und — wie etwa Anti-

gone — „nein" sagen. Das Gewissen macht 
nicht feige; im Gegenteil; die Erziehungsar-
beit muß aber vor allem die Hindernisse weg-
räumen, die den Verstand auf seinem Weg 
zur Selbst- und Fremdverantwortung zu be-
hindern suchen, und dabei die Pflicht und das 
Recht auf Kritik, wie sie der politische 
Schriftsteller paradigmatisch in Anspruch 
nimmt, insgesamt stärken wollen. In diesem 
Sinne schreiben etwa Freimut Duve, Heinrich 
Böll und Klaus Staeck als Herausgeber der An-
thologie „Briefe zur Verteidigung der Repu-
blik" in ihrer „Vorbemerkung":
„Die Texte sind getragen von der Hoffnung 
und von der Verteidigungsbereitschaft enga-
gierter Demokraten. Trotz der zunehmenden 
Intellektuellenbeschimpfung wollen die Briefe 
weder anklagen noch zurückschlagen. Sie 
wollen mobilisieren, was verschüttet zu wer-
den droht: Zivilcourage und politische Phan-
tasie. Terroristen und ihre vielen politischen 
Nutznießer scheint eine Grundüberzeugung 

74) F. Fuchs/E. Jesse, Der Streit um die „streitbare 
Demokratie", in: Aus Politik und Zeitgeschichte, 
B. 3/1978, S. 18.



zu einen: Diese Gesellschaft sei weder re-
formbedürftig noch reformfähig. Bei allen un-
terschiedlichen Standorten der hier versam-
melten Briefschreiber — eines eint sie gegen 
diese Position: Nur die Anerkennung der Re- 
formbedürftigkeit und der Reformfähigkeit ei-
nes demokratischen Gemeinwesens kann 
langfristig dem Terrorrismus (und seiner bie- 
dermännischen Nutznießerei) den Garaus ma-
che 75n." )
Zu prüfen ist freilich stets, ob der politische 
Schriftsteller diese seine Aufgabe auch wirk-
lich wahrnimmt, ob er, wenn schon Nein- 
Sager, ein solcher auch wirklich ist, und 
nicht der eigenen Gruppe und dem eigenen 
Lager gegenüber als verkappter Ja-Sager auf-
tritt. Die keineswegs selten anzutreffende 
Doppelmoral des Intellektuellen und seine 
opportunis
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tischen Züge hat Manes Sperber in 
seinen „Erwägungen eines aufmerksamen 
Zeitgenossen" („Vom Mißgeschick deutscher 
Intellektueller in der Politik") im Auge ).
Die Linken, stellt Hagen Rudolph in einem 
„Pardon"-Kommentar fest, machten es sich zu 
leicht, wenn sie immer nur nach rechtsaußen 
zeigten:
„Mich empört, daß jeder heute erst ein feier-
liches Bekenntnis für Freiheit, Demokratie, 
Grundgesetz und Gewaltlosigkeit ablegen 
muß, will er halbwegs unbehelligt von Ver-
leumdungen kritisch über gesellschaftliche 
Zustände in der Bundesrepublik nachdenken. 
Und selbst dann ist er noch nicht sicher vor 
der Perfidie, die .Bild', .Weit', viele 
CSU-Politiker und Geistesverwandte mittler-
weile entwickelt haben, wenn sie Terrori- 
sten-Sympathisanten dingfest machen wollen. 
Die ,Bild’-Zeitung Anfang Oktober in einem 
Artikel über Günter Wallraff: ,Ich verab-
scheue Gewalt und Terror — so beginnt Gün-
ter Wallraff im modischen Sympathisanten-
stil ...' Da wird nun sogar das Bekenntnis 
zum Beweis für das Gegenteil.
Aber müssen wir uns wirklich darüber wun-
dern? Wir haben uns aus guten Gründen an-
gewöhnt, Gesprochenes und Geschriebenes 
abzuklopfen auf Absichten, Einstellungen und 
Konsequenzen. Aber wir haben, so will mir 
scheinen, dabei ein bißchen zu oft nur in eine 
Richtung geschaut. In einem Artikel in .kon-
kret' über sich und seine angenommene Rolle 
beim Einschleichen in die ,Bild-Redaktion 
schreibt Günter Wallraff: ,Hans Esser. Das war 
ich. Und doch: Das bin ich nicht mehr, der 
mich da aus dem Spiegel anschaut. So eine Vi-
sage, auf Karriere getrimmt, wie ich sie bei 

Jungmanagern immer haßte. Geschniegelt, ge-
stutzt, von Höhensonne erfolgsgebräunt. Po-
lierte Fresse . . .’
Kommt hier nicht das gleiche Vorurteilskali-
ber wie bei .Bild' zum Vorschein? .Visage . .. 
polierte Fresse .. . ich sie bei Jungmanagern 
immer haßte . . .' Das ist kaum die Sprache, 
die Menschlichkeit und Toleranz signali-
siert 77." )
„Er habe Drachenzähne gesät und Flöhe ge-
erntet", meinte einmal Karl Marx. Man kann 
dieses Wort vor allem auch auf diejenigen 
anwenden, die als „Marxismus-Karrieristen" 
zu bezeichnen sind. Klaus Funken hat in ei-
nem Beitrag der „Frankfurter Rundschau" 
(„Legendäres von der Neuen Linken") an 
Hand einiger Beispiele die marxistische Mode 
an den Hochschulen dekouvriert und darauf 
hingewiesen, daß die Bedeutung dieser Mar-
xisten in ihrem falschen Schein bestehe. Sie 
desorganisieren, weil sie sich nur mit sich 
selbst verbunden fühlen: ihre Theorien seien 
Privatsachen ohne Anspruch; ihre Institute 
vergammelten, weil sich alles und jedes um 
ihre eigene Person drehe. Mit Politik habe 
das alles nur insofern zu tun, als zu diesem 
„linken" Clan nur Leute gehörten, die mit Po-
litik nichts zu schaffen haben wollten. Es sei-
en in der Regel Privatpersonen, umgänglich, 
intrigant, aufstiegsbewußt — durchschnittli-
che Zeitgenossen; daß sie sich Marxisten 
nennten, sei zeitbedingt, eben den Verhältnis-
sen zu verdanken. Dem Amoklauf der studen-
tischen Gruppen setzten sie ein mildes, zustim-
mendes Lächeln entgegen; sie nähmen keinen 
Anstoß und würden dadurch nicht angesto-
ßen; sie würden in studentischen Vollver-
sammlungen als links progressiv, radikal auf-
treten; sie vermittelten unter der Hand zur 
Mitte, drohten nach rechts, spalteten die Linke. 
Sie seien „in“; doch schon sähen sie sich 
nach neuen Sätteln um. Die Nachfrage nach 
Marx lasse nach, die verwaschenen Jeans 
würden wieder ausgezogen, die Lederjacken 
in den Schrank gehängt.

„Der Marxismus-Karrierismus ist die Phase, 
in der die politische Studentenbewegung sich 
überradikalisiert, so daß ein den marxisti-
schen Zielen entgegengesetzes Resultat be-
fürchtet werden muß. Der Marxismus-Kar-
rierismus ist die Phase der Denunziation 
der Marxschen Theorie durch .Marxisten' 
selbst, der Marxismus-Karrierismus ist eine 
exotische Variante des kleinbürgerlichen 
Aufstiegsbewußtseins. Er verschafft gleichzei-
tig Studenten und anderen Hochschulangehö-
rigen die Möglichkeit, in Ruhe Marx zu stu-
dieren. Der Marxismus-Karrierismus ist das

77) H. Rudolph, Woher die Vertrauenskrise?, in: 
Pardon, Nr. 10/1977, S. 20. 

75) F. Duve/H. Böll/K. Staeck (Hrsg.), Briefe zur 
Verteidigung der Republik, Reinbek bei Hamburg 
1977, S. 9.
76) M. Sperber, Vom Mißgeschick deutscher Intel-
lektueller in der Politik, in: Süddeutsche Zeitung, 
31.12.1977/1.1.1978.



letzte Stadium der Dekadenz der studenti-
schen 78Revolte." )
Wie ist in diesem Zusammenhang der Auf-
stand der „Neuen Philosophen" gegen die 
„dialektische Vernunft" in Frankreich zu be-
werten? Handelt es sich dabei um ein Anpas-
sungsphänomen, eben um Leute, die nun ihre 
geistigen „verwaschenen Jeans“ endgültig 
ausgezogen und in den Schrank gehängt ha-
ben, oder handelt es sich um eine aus dem 
Marxismus selbst hervorgehende, gleicherma-
ßen fundierte wie fundamentale Marxismus- 
Kritik? Die sehr heterogene Gruppe dieser In-
tellektuellen (darunter Glucksmann, Levy, Be-
noist, Lardreau, Dolle, Jambet) ist bestimmt 
durch die „Trauer einer Abbruchs- und Ab-
schiedsstimmung", die ausdrückt, daß die or-
ganisierten, kollektiven Hoffnungen auf Ver-
änderung zerbrochen sind und nur noch der 
moralische Appell an den politischen Instinkt 
des Volkes und die „dionysische Feier des 
ästhetischen Subjekts“, das alle Brücken zur 
bestehenden Gesellschaft abgebrochen hat, 
bleiben. Oskar Negt weist darauf hin, daß das 
„neue Klima" mit dem Existentialismus der 
Nachkriegsperiode verglichen werden könne; 
aber sein Inhalt sei ein ganz anderer; damals 
lebte die Ressistance nach, die Exponiertheit 
des Individuums auf Leben und Tod, mit einer 
nach vorne gerichteten Entwurfsfreiheit. —■ 
Primärer Anlaß der zu einer pessimistischen 
Geschichtsphilosophie langgestreckten Stali- 
nismus-Kritik sei, was in Frankreich durchaus 

große Vorbilder habe, ein literarisches 
Grunderlebnis: Solschenizyns Gulag-Epos. 
„Ich bin das natürliche Kind eines teuflichen 
Paares, des Faschismus und des Stalinismus", 
so beginnt der 1948 gehörend Levy sein Buch 
mit dem für die Neuen Philosophen charakte-
ristischen Titel: „Die Barbarei mit menschli-
chem Gesicht". Hitler sei nicht in Berlin ge-
storben; er habe den Krieg gewonnen. Stalin 
sei weder in Moskau noch auf dem 20. Partei-
kongreß gestorben; er lebe unter uns. — Os-
kar Negt schlägt dann die Brücke vom fran-
zösischen Phänomen der „Neuen Philosophie" 
zur Situation der Intellektuellen in der Bun-
desrepublik:

„Der Marxismus hat in der Linken der Bun-
desrepublik, aus Gründen, die in seiner spä-
ten, aber sehr schnellen Rezeption, auch in 
der geringen Resonanz bei der Arbeiterbewe-
gung liegen, vielfach die Gestalt einer ausge-
trockneten akademischen Ableitungslogik an-
genommen; wo er in Parteigruppen politisch 
wurde, diente er häufig der einfachen Legiti-
mation von politischen Entscheidungen. In 
beiden Fällen ist etwas für die marxistische 
Dialektik Wesentliches auseinandergerissen 
worden: nämlich Parteilichkeit und Wahrheit. 
Wo diese Einheit zerstört ist, verliert das 
marxistische Denken seine lebendige Kraft 
für die Strukturierung von Emanzipationspro-
zessen. Es ist kein Zweifel, daß die Neuen 
Philosophen diesen wunden Punkt der gängi-
gen Orthodoxie erkannt und getroffen ha-
ben 79." )

Die von Levy angesprochene „ausgetrocknete 
akademische Ableitungslogik", die sich noch 
vor ein paar Jahren u. a. widerspiegelte in 
der Abneigung der Linken gegenüber ästheti-
schen, intuitiven und emotionalen Erlebnis-
weisen, im Fehlen eines — wie Bloch es 
nannte — „Wärmestroms", hat eine Gegenbe-
wegung hervorgerufen, die mit Begriffen wie 
„Neue Sinnlichkeit" und „Neue Privatheit" 
beschrieben werden kann.
Im „Kursbuch“ 49 — mit dem Schwerpunkt-
thema „Sinnlichkeit“, eingeleitet von Karl 
Markus Michel mit dem Aufsatz „Schön sinn-
lich" („über den Teufel und seinesgleichen, 
das Fummeln, Schnüffeln und anderen Kit-
zel") — bemerkt Michael Schneider, daß der 
Schock, den viele Intellektuelle um 1970 erlit-
ten hätten, darin bestand, daß ihr kurzlebiger 
politischer Kraftakt von zwei, drei Jahren

Neue Sinnlichkeit

nicht ausgereicht habe, um die „versteinerten 
Verhältnisse" dieser Republik „zum Tanzen 
zu bringen“ (Marx). Bei vielen Oppositionel-
len sei der revolutionäre Zorn so schnell ver-
raucht, wie er gekommen war, und oftmals 
schien ihr politischer Ehrgeiz schon befrie-
digt, wenn sie sich vermittels einer Disserta-
tion über die Marxsche „Mehrwert-Theorie" 
oder die „Geschichte der deutschen Arbeiter-
bewegung" eine akademische Planstelle er-
gattert hatten. Nur die wenigsten wären wirk-
lich auf den langen Marsch durch die Institu-
tionen eingestellt gewesen; aber als nach ei-
nigen Jahren deutlich wurde, daß sich das 
Trägheitsmoment der proletarischen Masse, 
zumal der westdeutschen, doch stärker er-
wies als die Kraft ihres kurzen politischen 
Hebelarms, seien viele der einstigen Revolu-

79) O. Negt, Wotan und Gargantua. Der jüngste 
Aufstand gegen die dialektische Vernunft: Die 
„Neuen Philosophen“ Frankreichs, in: Frankfurter 
Rundschau, 11.2. 1978. 

78) K. Funken, Die letzte Etappe: Marxismus-Kar-
rieristen, in: Frankfurter Rundschau, 11.5. 1974.



tionäre enttäuscht von dannen gelaufen. Denn 
der Lieblingsgedanke, um dessentwillen sie 
die Selbstkasteiungen der politischen Arbeit 
auf sich genommen hätten, war nun dahin: 
daß sie, kraft ihrer angeborenen Stellung als 
„Intelligenzler", als anerkannte „Primusse der 
Nation", dazu berufen wären, dem Proletariat 
das Licht der marxistisch-stalinistischen Er-
kenntnis zu bringen wie Prometheus den Er-
denmenschen das Feuer. Aber das Proletariat, 
so schien es, wollte gar nicht so erleuchtet 
werden, jedenfalls nicht von denen, welche 
die Söhne und Töchter seiner Chefs und Di-
rektoren waren. Was dieser intellektuellen 
Bewegung fehle bzw. früh schon wieder ab-
handen gekommen sei, sei eine radikale, mit 
politischem Inhalt gefüllte Bedürfnis- und Ge-
fühlssprache, eben jene „Breite der Seele, die 
sich mit der Volksseele, wenn auch nur mo-
mentan, identifizierte, jene Genialität, die ma-
terielle Macht zur politischen Gewalt begei-
stert" (Karl Marx) 80).

80) M. Schneider, Von der alten Radikalität zur 
neuen Sensibilität, in Kursbuch, Nr. 49/1977, 
S. 174 ff.

81) M. Schneider, a. a. O., S. 184.
82) Zit. nach Pardon, Nr. 12/1976, S. 48.

Die dreißigjährigen Akademiker, die trotz 
Marx, Lenin und Mao im Grunde bürgerliche 
Kritiker geblieben seien, frönten nun ihrem 
neuen kategorischen Imperativ: „Sei sinn-
lich!" Als ob man einen Asthmatiker durch das 
Kommando „Gut durchatmen!" heilen könne. 
Im ersten Augenblick habe es so ausgesehen, 
als ob die neue psychologische bzw. Sensibi-
litäts-Flutwelle die Deiche der versteinerten 
linken Verstandes- und Begriffskultur zum 
Einsturz bringen würde; es war zu hoffen, daß 
der politische Verstand wieder durchlässiger, 
flexibler und „sensibler" werden würde. Ent-
täuscht darüber, daß die „Blitzrevolution" 
nicht stattgefunden habe, jammerten die ver-
lorenen Söhne jetzt dem verlorenen Paradies 
nach und spuckten die bitteren Früchte, die 
sie vom Baum der vulgär-marxistischen Er-
kenntnis gegessen hätten, angewidert aus. 
Am liebsten würden sie ihr mühsam erworbe-
nes politisches Bildungsgut verramschen und 
in den Stand der politischen Unschuld zu-
rückkehren. Nun schwärmten die halbwegs 
Begüterten unter ihnen aufs flache Land und 
kauften die letzten Bauernhäuser an der Elbe 
und im Harz auf und gründeten „therapeuti-
sche Landkommunen".
„In diesen .sensiblen' Ausgeburten einer 
dumpfen Natürlichkeit fühlen sich die der Po-
litik überdrüssigen linken Intellektuellen neu-
erdings zu Hause. Nun üben sie sich wieder 
in der .Großen Verweigerung' gegen die In-
dustriekultur und die von ihr geprägten Wer-
te. Welch sentimentale Reprise eines falsch 
verstandenen Rousseauismus, welch trauriger 

Rückfall in einen agnostischen Existentialis-
mus, dem selbst die Kraft des alten Existen-
tialismus der fünfziger Jahre fehlt, die ,aver- 
bale Kommunikation' erscheint der nostalgi-
schen Linken nun als höchste Form der Kom-
munikation, und just in einer Zeit, da sie eine
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neue Sprache bräuchte, feiert sie Orgien der 
Sprachlosigkeit." )
In seinem Buch „Linke Tabus" spricht Henryk 
M. Broder aufgrund der Analyse „linker Bio-
graphen" vom „Rolltreppeneffekt" („Von 
links untern nach rechts oben"). Die Stufen 
der „Entwicklung" seien unter anderem cha-
rakterisiert durch:
— Ballonmützen und Parkas,
— Jugendstilvasen und Portugalreisen,
— Feinschmeckerangebote und Landhäuser,
— Trimm-dich-Geräte und Pillenbar.

Die Opportunisten, Trittbrettfahrer und An-
passungsakrobaten hätten die Zeit fröhlich 
überstanden und stürmten heute wieder vorn-
weg — wenn auch in die entgegengesetzte 
Richtung. Aber was solle man auch anderes 
von den Kindern ihrer Eltern erwarten? Die 
Mittelstandsrevoluzzer ließen jetzt das Prole-
tarierspielen und fänden zu sich selbst zu-
rück; die Peter-Stuyvesant-Generation ginge 
ihren Um-Weg: progressiv, dynamisch und 
bedenkenlos. Die Fälle der Berufsverbote 
sorgten dann dabei für eine Art Kollektiv-
entla 82stung ).
„Wo sind die lustigen Feuer?" fragt Peter 
Mosler in seinem Buch „Was wir wollten, 
was wir wurden". Und er antwortet:
„Vor zehn Jahren reisten wir in Jeans und 
Parka mit leichtem Gepäck, breiteten den 
Schlafsack in einer Wohngemeinschaft aus 
und drehten uns eine Zigarette, das rote Buch 
von Mao in der Tasche und Sartre, Camus im 
Kopf. Später, als die meisten von uns ihr Uni-
versitätsexamen hatten, viele einen Beruf, 
einige eine Frau, ein Kind und eine Lebens-
versicherung, wurden wenige unkenntlich, 
zerfressen von den Angeboten der Beste-
chung, die die Gesellschaft für sie bereithielt, 
jener Gesellschaft, die sie zuvor bekämpft hat-
ten, und sie glichen den Arrivierten mit den 
rosigen Wangen in ihren schnellen Autos, die 
sie zuvor verspottet hatten. Die sich wollüstig 
ihrem Beruf hingaben, eignen sich den Oppor-
tunismus der Entwurzelten an.
Aus den Genossen des SDS sind von den ha-
geren, asketischen, hektischen Robespierres 
der ersten Stunde der Revolte ruhige beleibte 
Dantons geworden. Doch eine Mischung von 
Kontinuität und Bruch ihres Lebensschicksals 
gibt es fast bei allen, noch heute. Es sind nur 



wenige, bei denen der Bruch mit ihrer aufsäs-
sigen, rebellischen Vergangenheit überwiegt, 
wie bei jenem, Mitglied der Kommunisti-
schen Partei Deutschlands/Marxisten-Lenini- 
sten (KPD/ML), der ersten Parteisekte, von der 
Studentenbewegung am 31. Dezember 1968 
hervorgebracht, heute für den westdeutschen 
Vertrieb von Krim-Sekt arbeitend, oder jenem, 

früher Mitglied des Kommunistischen Arbei-
terbunds Deutschland (KABD), heute im Ame-
rikahaus einer südwestdeutschen Großstadt 
angestellt. Solche Menschen sind Ausnahme, 
nicht Regel. Sie sind nur Ausdruck dessen, 
daß sich nach dem politischen Rausch der Re-
volte die schwärmerischen Mi

83
tläufer von den 

Linken getrennt haben." )

Immer ist der Intellektuelle in der Gefahr, 
sich in Abwehr von Denunziation in den 
Schutz magischer Wörter und schützender 
Ideologien zu begeben, also seine Selbstän-
digkeit zumindest in einer Richtung aufzuge-
ben. Das heißt: Wenn der Intellektuelle be-
fürchtet herabzustürzen, vertraut er auf das 
Netz, das ihn aufzufangen vermag. Er sei, 
sagte Thomas Mann einmal, mehr zum Reprä-
sentanten denn zum Märtyrer geboren. Der 
politische Schriftsteller bzw. Intellektuelle 
setzt dialektisches Sprechen gerne außer 
Kraft, wenn der eigene Bereich tangiert ist. 
Wortreiche Kritiker schweigen dann, oder — 
was noch schlimmer ist — sie verschweigen 
das, was auszusprechen ihre Funktion wäre. 
Die Verführbarkeit des Geistes ist groß — sei 
es angesichts der Faszination der Macht oder 
der Angst vor ihr; sei es angesichts der Kraft 
der Ideologie oder der Angst vor ideologi-
scher Heimatlosigkeit. Wenn Max Frisch in 
seiner Rede auf dem SPD-Parteitag in Ham-
burg 1977 den Intellektuellen dadurch charak-
terisierte, daß dieser besessen sei von einem 
Verlangen nach Erkenntnis der Wahrheit, 
auch wenn die Wahrheit möglicherweise 
nicht schmeichelhaft und seinem Privatinter-
esse nicht dienlich sei, so handelt es sich bei 
einer solchen Definition eben um eine ideal-
typische Vorstellung, die der Wirklichkeit oft 
nicht standhält — wobei die dabei deutlich 
werdende Diskrepanz zwischen Anspruch und 
Realität dann im besonderen Maße auf das 
Ansehen des Intellektuellen zurückschlägt.

In ihrem Aufsatz „Die Intellektuellen im Bann 
der Macht" hat Gertrud Höhler den Dunst-
kreis der Korruption, in der sich der Intellek-
tuelle befinde, dahin gehend beschrieben, daß 
er auf der einen Seite die Gleichheit propa-
giere, sich aber im Widerspruch zu ihren 
ideologischen Bindungen und Lehren sehr 
wohl als eine Kaste mit exquisiten Rechten 
verstehe und daß er, trotz seines politischen 
Anspruchs, namentlich vom Recht des nach- 

83) P. Mosler, Was wir wollten, was wir wurden, 
Reinbek bei Hamburg 1977, 7 f.

Intelligenz und Politik

weisfreien Entwurfs ausgiebig Gebrauch ma-
che 84 ).
In seinem Buch „Die Arbeit tun die anderen. 
Klassenkampf und Priesterherrschaft der In-
tellektuellen" spricht Helmut Schelsky davon, 
daß Wir es bei den Intellektuellen mit der 
Herausbildung einer neuen Klasse zu tun hät-
ten, die mit den ihr spezifischen Mitteln der 
intellektuellen Kritik eine neue Herrschaft 
aufzurichten im Begriffe sei, eine die geistli-
che Herrschaft des Mittelalters im säkularen 
Gewand fortsetzende „Priesterherrschaft der 
Intellektuellen". Es entwickle sich ein neuar-
tiger Klassenkampf zwischen der Klasse der 
„Sinn- und Haltsvermittler" und der Klasse 
der „Produzenten von lebenswichtigen Gü-
tern". Mit Hilfe der Theorie solle eine neue 
Herrschaft errichtet und auf autoritäre Weise 
den gläubigen Massen „Sinn“ vermittelt (ok-
troyiert) werden85 ).

8   3)P.Mosle r, Die Intellektuellen im Bann der 
Macht. Eintrübung der kritischen Vernunft: In der 
Knechtschaft von Theorie und Ideologie, in: Deut-
sche Zeitung, 6. 1. 1978.
83) H. Schelsky, Die Arbeit tun die anderen. Klas- 
senkampf und Priesterherrschaft der Intellektuel-
len, Opladen 1975.

Von einem anderen Denkansatz kommend, 
charakterisiert Kurt Sontheimer „Das Elend 
unserer Intellektuellen" (gemeint sind wie bei 
Schelsky die linken Intellektuellen!) vor al-
lem dahin gehend, daß sie mit Hilfe der Theo-
rie die Politik verachteten, weil diese auf die 
konkreten Interessen konkreter Menschen 
und Gruppen Rücksicht nehmen müsse und 
ein Programm nicht gegen den Willen und 
das Bewußtsein der Menschen durchführen 
könne:
„Linke Theorie verwirft das Medium freier 
Politik, weil sie — im Besitz des Schlüssels 
der Erkenntnis — ungeduldig ist mit der 
Wirklichkeit, mit den Menschen, mit der Frei-
heit. Die Politik hat zwei Feinde, sagt Profes-
sor Crick: der eine ist die Gleichgültigkeit 
gegenüber dem menschlichen Leid (sie ist der 
Ursprung der moralischen Kritik des Intellek-
tuellen, und sie hindert freie Systeme immer 
wieder daran, den Raum ihrer Freiheit so 



weit als möglich zu erweitern). Der zweite 
Feind ist das leidenschaftliche Verlangen 
nach Gewißheit in Fragen, die ihrer Natur 
nach politisch, also nicht absolut .wahrheits-
fähig' sind. Linke Theorie nährt sich von Ge-
wißheiten, über die wir als Menschen gerade 
nicht sicher verfügen können. Darin liegt ihre 
Verführung und ihre

86

 Anmaßung, aber auch 
die an uns gerichtete Herausforderung zur 
Verteidigung der Politik gegen ihre Feinde, 
wie übrigens auch gegen ihre vermeintlichen 
Freunde." )
In einem Interview mit Horst Mahler und 
Hans-Jürgen Bäcker, ehemaligen Mitgliedern 
der Roten Armee Fraktion, haben diese in Er-
innerung an die eigene Vergangenheit gesagt, 
daß zu der Zeit, als sich innerhalb der Pro-
testbewegung der Umschlag in die Gewaltak-
tionen vollzog, der einzelne vor der Entschei-
dung stand, bei militanten Aktionen mitzuma-
chen oder Außenseiter zu sein:

„Ich habe damals ein Gruppenmitglied sagen 
hören: ,Ich mache nicht mehr mit, ich akzep-
tiere meine Angst.' Ich habe das damals ver-
wunderlich gefunden, eher negativ belegt als 
daß ich dem Mann Beifall gab. Heute sehe ich 
das wirklich ein bißchen anders: Das war der 
richtige Schritt, wenn einer seine Angst ak-
zeptiert, dann ist das okay, dann muß man 
das billigen."

Die Sache der Intelligenz des Volkes sei es, 
Widerstandsformen zu entwickeln, in denen 
es die militärische Gewalt des Staates unter-
laufen und sich erfolgreich behaupten könne:

„Und das wird der Weg sein, wo das Volk 
bemerkt, es ist möglich, eine andere Lebens-
weise aufzubauen. Mit der es sich identifi-

ziert und die Angst vor der Revolution, vor 
der Umwälzung, verliert. Das hat dann eine 
Beispielwirkung. Während nur das Abstrakte, 
na ja, das Verbellen des Staates und das For-
dern, daß man ihn abschafft und daß man ihn 
zerschlägt, niemanden mobilisiert. Im Gegen-
teil, das löst Angst aus. Denn: Staatzerschla-
gen ist gleichbedeutend mit der Vorstellung 
von Chaos. Denn was passiert, wenn es den 
Staat nicht mehr gibt! Mord und Totschlag. 
Das sind die Denkformen, die vorhanden sind. 
Und die deshalb vorhanden sind, weil man 
sich eine andere Weise zu leben, ohne diesen 
bürokratischen Staat, heute noch gar nicht 
vorstellen kann. Das ist die Schwäche der Al-
ternat 87ive." )
In einer Antwort auf drei Fragen des Schwei-
zer Schriftstellers Max Frisch hat Willy 
Brandt davon gesprochen, daß die Freiheit 
des Geistes nicht begrenzt werden dürfe, nur 
weil einige ihn mißbrauchten; der Geist sei 
nicht schuldig, wenn Menschen schuldig wür-
den. Das Verhältnis zwischen der Politik und 
dem Intellektuellen müsse eine Wechselbezie-
hung sein; auch wenn Intellektuelle leiden-
schaftliche Wahrheitssucher seien, so befän-
den sie sich deshalb noch nicht im Besitz der 
Wahrheit; eine ihrer vorzüglichsten Eigen-
schaften sollte es sein, gerade dies — daß das 
Ringen um Wahrheit nicht schon ihren Besitz 
ausmache — zu wissen. Die Spannung zwi-
schen Intelligenz und Politik im allgemeinen, 
zwischen Intellektuellen und Sozialdemokra-
ten im besonderen werde um so produktiver 
sein, je mehr man gegenseitig davon ausge-
hen könne, daß man in der Fähigkeit des Ein-
geständnisses, sich zu irren, in nichts einander 
nachstünde.

Sprachlicher Zweifel

Nach einem Wort von Karl Kraus gibt es kei-
ne stärkere Sicherung im Moralischen als den 
Zweifel, vor allem auch den sprachlichen 
Zweifel. Zur Zeit wird jedoch Sprachkorrup-
tion und Sprachzerstörung in allen Lagern im-
mer deutlicher. Man denke etwa an den emo-
tionalen Überdruck, der mit dem Wort „Sym-
pathisant" auf der einen Seite und mit dem 
Wort „Zensur“ auf der anderen Seite ver-
knüpft ist — und wie solcher emotionaler 
überdruck rationale Trennschärfe hinwegbläst! 
Ständig zu rekonstruieren wäre deshalb der 
Zweifel an den Worten und Begriffen. Sprach-
licher Zweifel ist auch ein gutes Heilmittel dem 
Jargon gegenüber. Statt dessen ist eine Stär-

86) K. Sontheimer, Das Elend unserer Intellektuel-
len. Linke Theorie in der Bundesrepublik Deutsch-
land, Hamburg 1976, S. 282 f. 

kung des „jargonisierten Sprechens" festzustel-
len — sowohl des „Jargons der Eigentlichkeit", 
des Sprachlichen Einschüchterungsinstruments 
der Konservativen, als auch des „Jargons der 
Dialektik", der sprachlichen Angriffsformation 
der Linken. In beiden Lagern erweist sich dann 
Sprache als Teil einer weitgespannten Diffa-
mierungsstrategie. Dialektisches Sprechen da-
gegen ist „aufhebendes" Sprechen. Steter Dis-
kurs als Ausdruck steter Verunsicherung ent-
springt nicht der Unsicherheit, sondern dem 
Wissen von der Ambivalenz des menschlichen 
Geistes — seiner Viel-Wertigkeit. Das Mitein-
ander gründet auch auf einem „ We-agree-to- 
disagree". Handeln und Sprechen stehen da-

87) Horst Mahlers Fernseh-Geständnisse. In einem 
Wald von Fragezeichen, in: Süddeutsche Zeitung, 
17.2. 1978.



bei in enger Korrelation. Das den anderen 
und dessen Position achtende dialektische 
Sprechen bleibt „leer", wenn das jeweilige 
Tun dieser „Freude am anderen“ nicht ent-
spricht; aber auch umgekehrt wird die Ach-
tung und Würdigung des anderen nicht real 
bewirkt werden können, wenn das „passen-
de" Sprechen fehlt. Die von Hegel herausge-
stellte dreifache Bedeutung des „Aufhebens" 
als Überwindung, Bewahrung und Erhöhung 
ist gewissermaßen auch die Trias, die über ei-
ner demokratischen Spracherziehung walten 
müßte. Wenn, um ein Wort von Ludwig Harig 
abzuwandeln, die durchaus notwendige Auf-
forderung, sich „treu und redlich“ zu verhal-
ten („üb’ immer Treu und Redlichkeit!"), in 
Sprachhülsen sich flüchtet, der Handlungs-
kern in Verbalisierung sich verflüchtigt 
(„Red' immer Treu- und Üblichkeit!"), werden 
die Impulse für konkretes redliches Handeln, 
wird die Motivation für die Umsetzung des 
staatsbürgerlichen Tugendsystems in staats-
bürgerliche Praxis verlorengehen. Die Ge-
schichte der linken Bewegung der letzten 
Jahrzehnte hat gezeigt, wie groß auch dort 
die Gefahr ist, daß Sprache dazu verwendet 
wird, Handlungsdefizits abzudecken.

Wer mit moralischem Anspruch das Wort der 
Rosa Luxemburg zitiert, daß Freiheit immer 
auch die Freiheit des anderen bedeute, der 
sollte gleichermaßen wissen, daß Freiheit die 
Freiheit der eigenen Gruppe, Gruppierung 
oder Weltanschaung gegenüber einzuschlie-
ßen hat. Geistige Freiheit darf dem Lernziel 
„Solidarität" nicht untergeordnet oder gar ge-
opfert werden. Sinnvoller ist es, man sieht in 
„Solidarität“ von vorneherein „Entfremdung" 
enthalten. Soll nämlich Bindung über das Af-
fektive hinaus vertieft und dauernd halten, 
muß sie der Distanzierung fähig sein, über 
die Entfremdung kommt man sich nahe 

(Nähe über Distanz!). Der Konsens ist ein sol-
cher nur, wenn er in sich die Vielfalt und Wi-
dersprüchlichkeit geistiger Auseinanderset-
zung „aufhebt". Es ist eine schlechte Antholo-
gie, die einen Begriff vom Menschen hat, der 
ihn auf einen Begriff festlegt. Anläßlich der 
Verleihung des Hermann-Hesse-Preises 1977 
hat Peter Wapnewki u. a. folgendes ausge-
führt:

„Wenn Geschichte nicht verwechselt wird mit 
bloß Gewesenem; wenn Geschichte aktivier-
tes Gedächtnis ist, eingeholte Vergangenheit, 
wenn Geschichte betreiben heißt, eine Sache 
aus ihren Voraussetzungen verstehen und in 
ihren Folgen; wenn, mit einem Wort, Ge-
schichte als Unterbau der jeweiligen Gegen-
wart verstanden wird; als Chance, aus Ver-
gangenem das Gegenwärtige zu begreifen und 
das Künftige zu vermuten: Dann ist Geschich-
te die redlichste Schutzwehr gegen die Ver-
führung durch plakative Illusionen und pene-
trante Ideologie, gegen die Suggestion der 
heillosen Heilsversprechung."
Das Zitat kann meines Erachtens auch sehr 
gut zur Charakterisierung des „zweifelnden 
Sprechens", des „Sprachlichen Zweifels" her-
angezogen werden. Man ersetze das Wort 
„Geschichte" durch das Wort „Sprache" (wo-
bei unter „Sprache" dialektisches Sprechen 
gemeint ist) — und man wird, in nuce, einen 
Vorschlag dafür haben, in welchem Sinne po-
litische Bildung der Spracherziehung sich 
„annehmen" sollte. — Man wird, und die 
Voraussetzungen dafür sind nicht schlecht, 
diesen Staat und diese Gesellschaft auf dem 
Niveau geistiger Auseinandersetzung nur 
dann halten bzw. dorthin zurückbefördern 
können, wenn jeder in seinem „Lager" bereit 
ist, rationale Schutzkräfte gegen die Verfüh-
rung durch plakative Illusionen, penetrante 
Ideologien und die Suggestion der heillosen 
Heilsversprechung zu entwickeln bzw. die 
vorhandene „Schutzwehr" zu stärken.

Die Auseinandersetzung um Fragen der mora-
lischen Integrität des Intellektuellen wird von 
den verschiedensten Lagern aus auf unter-
schiedlichem Niveau und mit unterschiedli-
cher Motivation sowie mit Hilfe eines sehr 
unterschiedlichen begrifflichen Instrumenta-
riums geführt. Die nachfolgenden Beispiele 
markieren einige „Farbzonen" dieses Spek-
trums.

Der Neofaschismus, der zunehmend — wenn 
auch oft nur unterschwellig — Verstärkung 
erfährt, fördert die Angst vor den Intellektu-

Gefahr von rechts

eilen nach „altbewährter" Art. Der „Asphalt- 
Literat" wird als Gegner des gesunden Men-
schenverstandes, der elementaren Lebenskraft 
sowie als Feind von Ordnung und Sicherheit 
denunziert. Die Parolen gegen die „Rotfront" 
finden Resonanz als „Aufschrei" gegen „mar-
xistischen Terror". Auch wenn von einer ei-
gentlichen „Hitlerwelle" nicht gesprochen 
werden kann, so sammeln sich doch im Wind-
schatten einer zumindest sehr undifferenziert 
und unkritisch vorgehenden Vergangenheits-
nostalgie all diejenigen, welche die Sehn-
sucht nach einer Führerpersönlichkeit, die 



mit starker Hand regiert und das „linksintel-
lektuelle Geschwafel" ablehnt, verbindet. In 
einem Bericht über Aktive und Aktivitäten 
rechtsradikaler Organisationen stellt Josef 
Horchern fest:
„Diese neonazistischen Ideen und Parolen 
werden seit 1974 von einigen Wortführern zu-
nehmend verschärft vertreten und verbreitet. 
Hinter ihnen steht keine überlegte Strategie, 
die halbwegs realistische politische Ziele an-
steuert, sondern ein Fanatismus, der seine 
Steigerungen selbst erzeugt. Inzwischen ha-
ben sich in den etwa 15 neonazistischen 
Gruppen etwa 150 Aktivisten gesammelt, de-
nen weitere etwa 450 Sympathisanten anhän-
gen. Diese Gruppen sind keine festgefügten 
Kader, sondern zumeist nur informelle Zu-
sammenschlüsse. Die Wortführer und Aktivi-
sten stehen jedoch über alle 
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Gruppen hinweg 

in Kontakt zu anderen." )
Bei einer Umfrage äußerten 26 °/o die Mei-
nung, daß der Nationalsozialismus im Grunde 
eine gute Idee gewesen sei, die nur schlecht 
ausgeführt worden wäre. Dazu kommt, daß 
die kritische Einstellung weiter Bevölke-
rungskreise gegenüber der Gefahr von rechts 
viel schwächer ist als gegenüber der wirkli-
chen oder eingebildeten Gefahr von links. Im 
Gegensatz zum Neonazismus der alten Kämp-
fer von früher finden sich im Umfeld des 
neuen Radikalismus vor allem auch junge 
Menschen ein, deren politische und morali-
sche Vorstellungen als ausgesprochen unaus-
gegoren zu bezeichnen sind.
In der „Frankfurter Allgemeinen Zeitung" be-
richtete Adelbert Weinstein über ehemalige 
junge Offiziere der Bundeswehr, die im Zu-
sammenhang mit einer „symbolischen Juden-
verbrennung" bei einer „Fete" entlassen wur-
den:

„Einige Zwanzigjährige hatten völlig die Kon-
trolle über sich verloren, redeten dummes 
Zeug, grölten und machten nur schwer nach-
prüfbare Äußerungen. Danach pauschal auf 
Antisemitismus in den Streitkräften schließen 
zu wollen, verallgemeinernd von rechtsextre-
mistischen Strömungen zu sprechen, scheint 
uns, schlicht gesagt, eine böswillige Unter-
stellung. Allerdings bleibt ein Unbehagen. 
Mehr politische Instinktlosigkeit ist kaum 
vorstellbar; diesen Leutnanten fehlt es nicht

88) H. J. Horchern, Der eifernde Kampf der ewig 
Unbelehrbaren, in: Frankfurter Rundschau, 21. 1. 
1978.

nur an Erziehung und Bildung. Von staatsbür-
gerlicher Rei 89fe keine Spur." )
Angesichts solcher Szenen, die sich in solcher 
Kraßheit freilich hur selten ereignen, dennoch 
aber in manchem symptomatisch sind, da of-
fensichtlich- das Bewußtsein von den unge-
heuerlichen Verbrechen der Nationalsoziali-
sten an den deutschen und europäischen Ju-
den immer mehr abnimmt, kann man durch-
aus die Frage erheben, ob die politische Bil-
dung versagt hat bzw. aus welchen Gründen 
sie nicht von größerem Einfluß geworden ist. 
In dem Buch „Was ich über Adolf Hitler ge-
hört habe" hat Dieter Boßmann Auszüge aus 
3 042 Aufsätzen zusammengestellt, die 1976 
zehn- bis zweiundzwanzigjährige Schüler und 
Schülerinnen aller Schularten in 121 Klassen 
des gesamten Bundesgebiets geschrieben ha-
ben. Das Ergebnis signalisiert nicht nur eine 
bildungspolitische Katastrophe, sondern läßt 
ahnen, wie es um die Zukunft der freiheitlich-
demokratischen Grundordnung der Bundesre-
publik steht, wenn nicht die Kultusbehörden 
entschlossen eingreifen, „über Hitler und sei-
ne Schergen und das durch sie repräsentierte 
politische System des .Dritten Reiches' herrscht 
totale Konfusion in den Köpfen der jugend-
lichen Aufsatzautoren, die, sobald sie 18 Jahre 
alt sind, wählen dürfen. Was sie an histori-
schem Wissen über unsere jüngste Vergan-
genheit präsent haben, ist bestenfalls als eine 
hanebüchene Ansammlung von vordergründi-
gen Halbwahrheiten 90zu bezeichnen.“ ) Be-
sonders erschreckend sei der Kenntnisstand 
der Haupt- und Berufsschüler, denen nach 
Abschluß der Schulzeit nie wieder zeitge-
schichtliche Zusammenhänge institutionell 
vermittelt würden. Im Zusammenhang mit 
den terroristischen Gewaltaktionen, die den 
Ruf nach Recht, Ordnung und Todesstrafe 
provozierten, und der derzeitigen „Hitlerwel-
le", die direkt oder indirekt ein politisches 
System vorstelle, in dem es angeblich Ruhe, 
Sicherheit und Arbeitsplätze gegeben habe, 
sei es naheliegend zu fürchten, daß die Unge-
wißheit und die mangelnde demokratische Po-
tenz der Jugend von interessierten Kräften 
politisch ausgenützt werde.

80) A. Weinstein, Eine Orgie wie bei Rabelais, in: 
Frankfurter Allgemeine Zeitung, 11. 11. 1977.
90) D. Boßmann, „Was ich über Adolf Hitler ge-
hört habe...". Folgen eines Tabus: Auszüge aus 
Schüler-Aufsätzen von heute, Frankfurt am Main 
1977, Umschlagtext.



Der Streit um die Emanzipationspädagogik

Ein pauschaler Vorwurf gegen die Bemühun-
gen der politischen Bildungsarbeit in der 
Schule ist selbstverständlich ungerechtfer-
tigt. Dies zeigt auch die umfassende Darstel-
lung dieses Bereichs durch Heinrich Schnei-
der91 ). Mit Recht verweist Schneider auf die 
Tatsache, daß die außerwissenschaftlichen 
und außerpädagogischen Kräftekonstellatio-
nen und Prozesse von viel größerem Einfluß 
seien; man dürfe politischer Bildung nicht an-
lasten, was insgesamt gesellschaftspolitisch 
vernachlässigt worden sei.

91) H. Schneider (Hrsg.), Politische Bildung in der 
Schule, 2 Bände, Darmstadt 1975.

Dazu kommt, daß die für die politische Bil-
dung so wichtige Beratungsfunktion der poli-
tischen Wissenschaften aufgrund der Krise, in 
der sich die Politologie als solche befindet, 
nicht mehr recht wirksam wird.

Die Frustrationen, welche die Politikwissen-
schaft heute heimsuchen, sind vor allem in 
Zusammenhang zu sehen mit dem Scheitern 
des Versuchs, durch Politikberatung Zugang 
zur Praxis zu finden. Während in den 60er 
Jahren eine gewisse Euphorie der Politologie 
als Demokratiewissenschaft erkennbar war, 
herrscht heute allgemeine Resignation — wo-
bei allerdings die Erkenntnis, daß die Polito-
logen Opfer ihrer eigenen überhöhten Erwar-
tungen geworden sind, wieder die Zunahme 
eines realistischen Optimismus fördert. Die 
Hoffnung der Politologie wie der politischen 
Erziehung, mit Hilfe des alle Einzelüberlegun-
gen und Maßnahmen überwölbenden Begriffs 
der „Emanzipation" das Demokratie-Bewußt-
sein verstärken und zur demokratischen Mit-
wirkung ermuntern bzw. motivieren zu kön-
nen, hat sich als eine Fiktion erwiesen. Die 
Gründe dafür sind wohl in beiden Lagern zu 
suchen. Vielfach haben diejenigen, die sich 
der Emanzipationspädagogik verschrieben ha-
ben, nur das praktiziert oder erlitten, was 
Adorno/Horkheimer die „Dialektik der Auf-
klärung" nannten: nämlich den Umschlag des 
rationalen Bewußtseins in einen neuen Irra-
tionalismus — ein Phänomen, das im Zusam-
menhang mit der Diskussion um die Rolle des 
Links-Intellektuellen bereits ausführlich be-
schrieben wurde.

Nicht „Emanzipation" solle der erzieherische 
Zielwert sein, meint Jakob Schissler, sondern 
Heranbildung eines Selbstwertgefühls, das 
utopische und pragmatische Elemente vereine 
und das dem jungen Menschen helfe, einen 
Platz in einer sich wandelnden Gesellschaft 

zu finden, in der Macht und Herrschaft nicht 
immer nur als repressiv denunziert werden 
dürften. Im Gegensatz zu Wolf-Dieter Narr, 
der gemeint hatte, das Brandt-Wort von 1969:
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„Mehr Demokratie wagen“ sei erneut zum 
Leitmotiv politischen Handeln zu machen, 
stellt Schissler fest, daß dieser „Klepper" 
nach einer Strecke von hundert Metern im 
Rennen um die Lösung der gegenwärtigen 
Probleme tot zusammenbrechen würde ).

Zum anderen aber wurde die Emanzipations-
pädagogik im besonderen Maße Opfer einer 
umfassend angelegten und sich des Beifalls 
breiter Kreise erfreuenden Diffamierungsstra-
tegie, wie sie vom konservativen Lager aus 
systematisch betrieben wurde und wird. Un-
ter dem Motto, daß man sich von linken Ideo-
logen nicht die zynische Legende aufschwät-
zen lassen solle, wonach aus dem Rechtsstaat 
ein Polizeistaat werden könne, wenn es dar-
um gehe, den Terror entschlossen zu bekämp-
fen (so die Erklärung zum Jahreswechsel des 
CDU-Vofsitzenden Helmut Kohl), wird diese 
an sich richtige Feststellung im Rahmen kon-
servativer Ideologie als Hebel verwendet, um 
grundsätzlich kritisches Denken und Handeln 
aus den Angeln zu heben. Natürlich bedeutet 
„Freiheit nicht Ungebundenheit und Disziplin-
losigkeit" ; es wurde jedoch mit Recht kritisch 
vermerkt, daß eine solche Feststellung oder 
die, daß ein Staat die Aufgabe habe, die Frei-
heit im Innern als eine Freiheit der Ordnung 
gegenüber den Kräften des Chaos und der 
Anarchie herzustellen — daß solche Feststel-
lungen des CSU-Vorsitzenden Franz Josef 
Strauß demonstrativ gerade in Chile getroffen 
wurden. Vermerkt wurde, daß es eines beson-
deren Maßes an Zynismus oder demokrati-
scher Ignoranz bedürfe, um Derartiges in ei-
nem Land rechtlicher Unsicherheit und poli-
zeistaatlichen T 93errors zu äußern ).

Solche Beispiele sind vor allem deshalb signi-
fikant, weil sie die Frage mit Nachdruck stel-
len lassen, ob denn ein einigermaßen brauch-
barer Konsens zwischen dem konservativen 
und dem (recht verstandenen) „emanzipatori-
schen" Lager noch herstellbar sei. In einem 
Portrait von Franz Josef Strauß („Der Welt-
geist geht im Trachtenanzug") hat Rolf Zun-
del darauf verwiesen, daß im politischen

92) J. Schissler, Mehr Demokratie heißt mehr Fru-
stration. Der Terrorismus und seine Ursachen, in: 
Die Zeit, 3. 3. 1978.
93) Vgl. Was Strauß in Chile wirklich sagte. Der 
Wortlaut der umstrittenen Rede des CSU-Vorsit-
zenden, in: Frankfurter Rundschau, 1. 12. 1977.



Weltbild des bayerischen 
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Politikers „Carl 
Schmitt grüßen lasse" ).

Der „trivialisierte Carl Schmitt" — auf eine 
Weise dargeboten, daß „auch der letzte Ein-
ödbauer im bayerischen Wald es versteht" — 
„läßt grüßen", wenn „Schule und wir", die 
Hauszeitschrift des Bayerischen Kultusmini-
steriums, mit emanzipatorischer Erziehung 
sich auseinandersetzt. Im Dezember 1977, „am 
Ende eines Jahres, das im Zeichen des Ter-
rors stand“, beschäftigte sich die Zeitschrift 
mit dem „jugendfrohen Anfang der Tyrannis". 
Der Betrachtung war ein Zitat von Platon 
vorausgestellt:
„Wenn Väter ihre Kinder einfach gewähren 
und laufen lassen, wie sie wollen ...
wenn Söhne ihre Eltern weder scheuen noch 
sich um ihre Worte kümmern ...
wenn Lehrer vor ihren Schülern zittern, statt 
sie sicher einen geraden Weg zu führen ...
wenn es so weit ist, daß sich die Alternden 
unter die Jungen stellen und ihre Albernhei-
ten und Ungehörigkeiten übersehen oder gar 
daran teilnehmen, damit sie ja nicht den An-
schein erwecken, als seien sie auf Autorität 
versessen...
wenn auf diese Weise die Seele und die Wi-
derstandskraft der Jungen allmählich mürbe 
werden ...
wenn sie aufsässig werden und nicht mehr er-
tragen, daß man ein klein wenig Unterord-
nung von ihnen verlangt...
wenn sie am Ende dann auch die Gesetze ver-
achten ...
dann ist das der schöne und jugendfrohe An-
fang der T 95yrannis." )

Ausgehend von der Feststellung, daß unseren 
Kindern immer mehr Chancen geboten und 
ihnen die Wege geebnet würden, das Beste 
aus ihrem Leben zu machen, äußerte der Au-
tor die Frage, warum sich denn Zweifel in die 
Zufriedenheit mischten. Man würde mit Din-
gen konfrontiert, „die nicht in unseren Kopf 
wollten". Roheitsdelikte, kriminelles Verhal-
ten, Raufhändel, Rivalitätenstreit und kindli-
che Verschwörerbanden hätte es zwar zu al-
len Zeiten gegeben; doch habe sich die Szene 
entscheidend geändert. Ein Schlagabtausch 
mit harten Bandagen löse die Lausbubenge-
schichten vergangener Tage ab. „Mitgehen 
lassen, klauen, klemmen, organisieren" — so 
nenne sich salopp, was in Wirklichkeit ein 

°94)  R. Zundel, Der Weltgeist geht im Trachtenan-
zug. Das Phänomen Strauß und die deutsche Poli-
tik, in: Die Zeit, 2. 12. 1977.

95)  ... der jugendfrohe Anfang der Tyrannis, in: 
Schule & wir, Heft 6/1977. 

höchst besorgniserregender Vorgang sei: der 
explosionsartige „Aufschwung" von Eigen-
tumsdelikten, insbesondere von Kaufhaus-
diebstählen. Zwischen der Erwachsenenwelt 
hier und Parzellen der Jugendwelt dort ent-
wickle sich das Leben bereits so grundver-
schieden wie auf getrennten Planeten. Der 
Transfer der Lebenserfahrung von den Älte-
ren zu den Jüngeren sei empfindlich gestört. 
Die erschreckende Bilanz, daß jeder dritte jun-
ge Mann gerichtlich verurteilt sei, immer 
mehr Ehen kaputtgingen, die Freude an der 
Arbeit und die Lust am Lernen geringer wer-
de, die Vorschriften der Erwachsenen immer 
weniger gelten würden, die Autorität der El-
tern schwinde, wird vom Verfasser in „schreck-
licher Vereinfachung" der emanzipatorischen 
Erziehung in die Schuhe geschoben:
„Nach einem Jahrzehnt sehen wir klar, wohin 
die Pädagogik des Laufenlassens mitsamt dem 
aggressiven Feindbild von der Familie, das 
sie der Jugend einspiegelte, geführt hat. Die 
zur Disposition gestellte Disziplin, das Ver-
miesen positiver Vorbilder, das Verketzern 
von Kirche und Staat, die Verspottung von 
Ehe, Treue und Keuschheit als .fossile Lebens-
formen’, das statt dessen zum Fortschritt ge-
stempelte schrankenlose Ausleben der Triebe 
bis hin zur erlaubten .Gewalt gegen Sachen' 
— dieses ganze Blendwerk der antiautoritä-
ren Erziehungspropaganda — was haben wir 
damit letztlich gewonnen?
Der versprochene .neue Mensch' wurde nicht 
hervorgebracht. Im Gegenteil: die ganze Be-
wegung hat sich als ein einziges Verlustge-
schäft herausgestellt. Nicht mehr Glück ent-
stand, sondern weniger. Die Demontage der 
vertrauten Ordnung und der Abbau der be-
währten Lebensstützen schuf eben nicht auto-
matisch mehr Schönheit, mehr Freude im Le-
ben der Jugend. Was zunahm, war Labilität, 
Leere, Unsicherhe
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it, Unlust, Unzufriedenheit 
und neuerdings immer besorgniserregender: 
die kriminelle Anfälligkeit." )
Erhebliches öffentliches Echo löste, um ein 
anderes Beispiel zu geben, der baden- 
württembergische Ministerpräsident Hans Fil-
binger (CDU) aus, als er auf einer Festrede in 
Tübingen Theodor Adorno, Jürgen Habermas 
und die kritische Theorie der Frankfurter 
Schule in den Zusammenhang mit dem bun-
desdeutschen Terrorismus rückte. In einem 
offenen Brief setzte sich der Konstanzer 
Hochschullehrer und Adorno-Schüler Al-
brecht Wellmer mit Filbingers Äußerungen 
kritisch auseinander. Filbinger antwortete sei-
nerseits mit einem offenen Brief, in dem er 
unter anderem an die „systematische, ideolo-
giekritisch betriebene Auflösung des Vertrau-
ens in die unverzichtbare Bedeutung des

96) Schule & Wir, a. a. O., S. 4.



Rechtsstaates für die Aufrechterhaltung des 
öffentlichen Friedens und der inneren Sicher-
heit", an der sich alle Vertreter der Frankfur-
ter Schule mit unterschiedlichen Akzenten 
beteiligt hätten, erinnerte. Filbinger brachte 
dann das nachfolgende Zitat aus der „Negati-
ven Dialektik" von Adorno und kommentierte 
es mit den Worten, daß dies die gleiche Ar-
gumentation sei, die bei den Terroristen wie-
derkehrte, wenn sie den freiheitlichen Rechts-
staat der Bundesrepublik als faschistisch dif-
famierten (sic!).

„Während die Gesellschaft ohne Recht, wie 
im Dritten Reich, Beute purer Willkür wurde, 
konserviert das Recht in der Gesellschaft 
den Schrecken, jederzeit bereit, auf ihn zu 
rekurrieren mit Hilfe der anführbaren Sat-
zung' ... Das juristische Gesamtbereich ist 
eines von Definitionen. Seine Systematik ge-
bietet, daß nichts in es eingehe, was deren 
geschlossenem Umkreis sich entziehe, quod 
non est in actis. Dies Gehege,

9

 ideologisch an 
sich selbst, übt durch die Sanktion des Rechts 
als gesellschaftlicher Kontrollinstanz, vollends 
in der verwalteten Welt, reale Gewalt 
aus.’" 7)

Ausgehend von solchen und ähnlichen Erfah-
rungen und Beobachtungen stellt Urs Jaeggi 
zu der Frage: Gefahr von links oder rechts? 
fest:

„Vertreten die Konservativ-Radikalen heute 
eine neue Politik, eine theoretisch-praktische 
Strategie, die jedes Aufbegehren, jedes kriti-
sche Distanzieren, jedes Infragestellen mit 
Terror in einem Eintopf verkocht? Es gibt da-
für deutliche Zeichen. Ganz offensichtlich un-
geheuerliche Argumente werden benutzt, kla-
re Denkverbote, übertroffen nur noch durch 
F. J. Strauß' Aussage auf dem letzten 
CSU-Parteitag, man sollte mal die, die angeb-
lich für die Freiheit des Volkes kämpfen, dem 
Volk überlassen; dann brauche man Polizei 
und Justiz nicht mehr zu bemühen! ...

Handelt es sich hier um eine Reaktion, oder 
sind es Zeichen, Ausprägungen eines neuen, 
gefährlichen Konservatismus? Das hier nur 
im groben, im gröbsten Skizzierte hat jeden-
falls Methode: Das sorgfältig aufgebaute, 
überdeutliche Feindbild wird stilisiert, mysti-
fiziert. Die Grenze zwischen dem, was an Kri-
tik zugelassen wird, und dem, was verboten, 
sanktioniert wird, bis hin zur Kriminalisie-
rung, beruht nicht auf sachlicher Einsicht, 
sondern auf Diffamierung, die nicht nur eine 
zwar diffuse, aber dezidierte .Volksmeinung' 
im Hintergrund zu haben glaubt; es entspricht 
auch dem konservativen Gedankengut der re-

97) Es geht gar nicht um Intellektuellenhatz, Eine 
Antwort des baden-württembergischen Minister-
präsidenten Filbinger an Professor Wellmer, in: 
Frankfurter Rundschau, 20.11. 1977. 

gierenden und opponierenden Großpartei-
en. 98" )
Für Thilo Castner ist emanzipatorische Erzie-
hung als Aufgabe, den Zustand der Abhängig-
keit und Hilflosigkeit zu verhindern, notwen-
diger denn je. Auch wenn der Begriff „eman-
zipatorische Erziehung" zum Reiz- und Mode-
wort geworden sei, müßte Erziehung der 
„Herausführung aus Unmündigkeit und 
Schwäche" besonders sich verpflichtet füh-
len.
„So versteht Klaus Mollenhauer unter Eman-
zipation in der Erziehung die .Befreiung der 
Subjekte ... aus Bedingungen, die ihre Ratio-
nalität und das mit ihr verbundene gesell-
schaftliche Handeln beschränken'. Ähnlich ar-
gumentiert Antonius Holtmann, wenn er 
schreibt: ,Der Mensch realisiert Emanzipation 
in der Freiheit einer um Gleichheit bemühten 
Gesellschaft, die sich der Brüderlichkeit (Soli-
darität) verpflichtet weiß, in einer Gesell-
schaft, in der Freiheit, Gleichheit und Brüder-
lichkeit den Prinzipien der Rationalität, Sensi-
bilität und Geschichtlichkeit ausgeliefert wer-
den.'
Diese beiden Definitionen belegen, daß es den 
Emanzipationspädagogen nicht allein um indi-
viduelle Emanzipation geht, sondern ebenso 
um die gesamtgesellschaftliche. Sie reflektie-
ren die politischen Bedingungen des Zusam-
menlebens und setzen der Erziehung die Auf-
gabe, zur Aufhebung von Klassengegensät-
zen, Unterprivilegierung und Chancenun-
gleichheit beizutragen. Gamm hat auf diesen 
Zusammenhang besonders eindringlich hinge-
wiesen und faßt unter emanzipatorischer Er-
ziehung ,die politische und soziale Selbstbe-
freiung des lernenden Menschen, um diesen 
zu befähigen, sich von den bürgerlichen Le-
bens- und Herrschaftsformen kühn und end-
gültig zu distanzieren und neue, seinen Be-
dürfnissen entsprechende gesellschaftliche 
Muster zu erproben'.
Die emanzipatorische Erziehung nimmt durch 
ihre Verfechter in Anspruch, die legitime Re-
präsentantin von Pädagogik in einer demo-
kratischen Gesellschaft zu sein, wobei Demo-
kratie verstanden wird als fortschreitender 
Prozeß, ,der immer größeren Bevölkerungs-
gruppen auf gesellschaftliche Entscheidungen 
Einfluß einräumt, und zwar nicht nur inso-
weit, als er diesen Gruppen erlaubt, alle paar 
Jahre einmal die Arbeit einer Oligarchie kri-
tisch zu beurteilen'. Mit anderen Worten: die 
emanzipatorische Erziehung erstrebt neben 
der Emanzipation des einzelnen auch die Be-
freiung sozialer Gruppen, soweit sie an ge-
sellschaftlichen Chancen und Mitbestim-
mungsvorgängen 99nicht voll beteiligt sind." )

98) U. Jaeggi, Konservativ ist gefährlich, in: Die 
Zeit, 23. 12. 1977.
°99) Th. Castner, Emanzipatorische Erziehung und 
Autorität, in: Berufs- und Wirtschaftspädagogik, 
Nr. 9/1977, S. 655 f.



Die böse Gewalt der Worte

Auf der linksradikalen Seite des Intellektuel- 
len-Spektrums besteht zwar auch die Mei-
nung, daß die terroristischen Aktionen pro-
gressives Bewußtsein in die „Steinzeit" zu- 
rückbomben würden; es grassieren jedoch 
weiterhin — wie etwa in einem anonymen 
Flugblatt der Frankfurter Szene — die stereo-
typen Vorurteile: „Die Sprache der Gewalt 
triumphiert endgültig auf der Straße. Wieder 
braun und reaktionär geworden. Der verunsi-
cherte Mann schlägt die aufbegehrende Frau. 
Der Rentner verstärkt den Riegel an seiner 
Haustür. Den Kindern wird wieder gesagt, sie 
sollen nicht so viel fragen.“ Anschließend 
heißt es:
„Wir gehören nicht zu den Reformisten des 
überlebens in diesem uns verhaßten Staat. 
Aber wir lassen uns nicht zur Solidarität mit 
der Guerilla des militanten Terrorismus er-
pressen. Auch nicht aus einer Angst vor dem 
Verlust einer Beziehung, aus Furcht vor dem 
Ausschluß aus der familiären Gemeinsamkeit 
der linksradikalen Szene und ihrer Gewißhei-
ten."

Alfred Grosser hat kürzlich gesagt, daß wir in 
einer Zeit lebten, in der man bei der Wahl 
der Worte bereits zum Täter werden kann. — 
In einem Report über „Sympathisanten und 
sogenannte Sympathisanten" hat der „Spie-
gel" Fakten zu dieser Thematik zusammenge-
tragen. In einem Bericht über die Situation an 
den Hochschulen heißt es unter anderem:

„Der unbekümmerte Umgang mit der Realität, 
eine schon atemberaubende Verwischung der 
Begriffe, das war bereits typisch für eine 
zweite Generation von Hochschullehrern 
samt studentischem Anhang, überwiegend an-

gesiedelt in den Geisteswissenschaften, mit 
geographischen Schwerpunkten in Berlin und 
Bremen, im biederen Marburg oder auch im 
Provinznest Oldenburg. Dort saßen und sitzen 
Marxisten und Sozialisten aller Schattierun-
gen auf den Lehrstühlen, denen die bundes-
deutsche Demokratie nicht mehr akzeptabel, 
der bewaffnete Kampf von BM-Terroristen 
aber noch plausibel ist. Zwar: die meisten hü-
ten sich, schlichtweg Sympathie zu bekunden 
für die Aktionen der RAF. Aber kaum einer 
versäumte, die BM-Gewalt gegen vermeint-
liche Staatsgewalt aufzurechnen oder zum 
besseren Verständnis die Armut in den Appa-
lachen heranzuziehen. Darüber, daß dieser 
Staat des Teufels ist, blieben nie Zwei-
fel. 100" )
Angesichts der verbalen Verantwortungslo-
sigkeit linker Intellektueller forderte Kurt 
Sontheimer dazu auf, die „böse Gewalt der 
Worte" zu brechen. Maßlose Wendungen und 
Formulierungen seien eine wesentliche Ursa-
che für die geistige und politische Verwir-
rung und Verirrung.

„Heute ist es die wichtigste geistige Aufgabe 
der Intellektuellen, wieder die richtige Wahl 
der Worte zu treffen, die Worten innewoh-
nende Gewalt unter ihre Kontrolle zu brin-
gen. Viele, die an Schreibtischen sitzen, ha-
ben sich in den letzten Jahren dagegen ver-
sündigt. Doch es ist gewiß keine Intellektuel-
lenjagd, wenn man diejenigen, die über die 
Gewalt des Wortes verfügen, mahnt, sich von 
neuem ihrer Verantwortung gegenüber der 
Vernunft und der Wahrheit bewußt zu sein. 
Der gewaltsame Umgang mit dem Wort ist 
eine der wesentlichen Ursachen für die Ent-
stehung von Gewalt im Umgang mit Men-
sch 101en." )

„Sympathisanten" äußern sich

Kann man die Studentenbewegung, im beson-
deren ihre „Ausläufer" in die dif
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fuse K- 

Gruppen-Szene ),  „belangen"? Es sei unsin-
nig, meint Roland Eckert in einer Betrachtung 
über die Ausgangspunkte des Terrorismus, 
Terroristen zu meinen und Maoisten zu schla-
gen. Alle Hauptgruppen der neuen Linken 
hätten zwar zentrale Deutungsmuster gemein-
sam; alle würden aber grundsätzlich andere 
Wege einschlagen. Es gäbe gute Gründe, ge-
gen die Bürgerkriegsübungen der maoisti-
schen K-Gruppen vorzugehen; es gäbe Grün-
de, an der Verfassungstreue der DKP zu zwei-
feln; man könne das politische Konzept anti-
kapitalistischer Reformer ablehnen; doch 
müßten diese Gründe jeweils andere sein und 

nicht auf den pauschalen Nenner „Sympathi-
sant" geb 103racht werden ).

In der „Zeit" schrieb Herbert Marcuse:
„Der Terror ist vielmehr ein Bruch mit dieser 
Bewegung. Die Apo war, mit allen Vorbehal-
ten in bezug auf ihre Klassenbasis, eine Mas-
senbewegung im internationalen Maßstab und. 
mit einer internationalen Strategie: Sie be-

100) Mord beginnt beim bösen Wort, in: Der Spie-
gel, Nr. 43/1977, S. 214 f.
101) K. Sontheimer, Die böse Gewalt der Worte, 
in: Deutsche Zeitung, 14. 10. 1977.
102) Vgl. hierzu Anonymes Autorenkollektiv, Wir 
warn die stärkste der Partein .. . Erfahrungsberich-
te aus der Welt der K-Gruppen, Berlin 1977.
103) In: Frankfurter Rundschau, 14. 12. 1977. 



deutet einen Wendepunkt in der Entwicklung 
der Klassenkämpfe im Spätkapitalismus: näm-
lich die Proklamation des Kampfes für die 
.konkrete Utopie', für den Sozialismus als 
qualitativ verschiedene, alle traditionellen 
Ziele übersteigende und doch reale Möglich-
keit. Die Bewegung schreckte nicht zurück 
vor der offenen Konfrontation, aber in ihrer 
großen Majorität verwarf sie den konspirato-
rischen Terror. Dieser ist nicht ihr Erbe: Er 
bleibt der alten Gesellschaft verhaftet, die er 
doch stürzen will. Er arbeitet mit ihren Waf-
fen, die doch nicht ihren Zweck erfüllen. Zu-
gleich spaltet er die Linke noch einmal zu ei-
ner Zeit, wo die Zusammenfassung aller op-
positionellen Kräfte geboten ist.
Gerade weil die Linke diesen Terror verwirft, 
hat sie es nicht nötig, in die bürgerliche Ver-
femung der radikalen Opposition einzustim-
men. Sie spricht ihr autonomes Urteil im Na-
men des Kampfes für den Sozialismus. In die-
sem Namen spricht sie ihr .Nein — das wol-
len wir nicht'. Die Terroristen kompromittie-
ren diesen Kampf, der doch auch ihr eigener 
ist. Ihre Methoden sind nicht die der Befrei-
ung — nicht einmal die des überlebens in ei-
ner Gesellschaft, die für die U
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der Linken mobilisiert ist." )
In der gleichen Nummer äußerte Rudi Dutsch-
ke die Meinung, daß die Kritik und Schärfe 
der Auseinandersetzung mit dem individuel-
len Terrorismus deutlicher als vorher werden 
müsse. Wenn der Rahmen der objektiven 
Möglichkeiten in der anstehenden Zeit nicht 
genutzt werde, so würde das grauenhafte 
Spiel, das in der Tat kein Spiel mehr sei und 
nie eins sein konnte, einen Fortgang auf er-
höhter Stufenleiter finden. Gerade um der 
bürgerlichen Demokratie den letzten Boden 
wegzunehmen — ohne im geringsten eine re-
volutionäre Situation für die Linken und de-
ren Sympathisanten zu schaffen.
„Im Gegenteil: Wir werden uns zum größten 
Teil entweder in neuen Lagern oder im Exil 
wiedertreffen. Soll dort erst der Desperado 
davon überzeugt werden, daß der individuelle 
Terror der Pervertierung des politischen 
Kampfes dient, er ein brauchbares Objekt der 
herrschenden Klasse war? Oder ist es schon 
lange kein sozialistisches Ziel mehr, was die 
Terroristen bewegt? Letzteres ist nicht auszu-
schließen. Denn in ihren Argumentationen 
und Diskussionen, soweit sie überhaupt von 
außen durchschaubar und erkennbar sind, 
gibt es die Frage der sozialen Emanzipation 
der Unterdrückten und Beleidigten schon lan-
ge nicht mehr. Der individuelle Terror ist der 
Terror, der später in die individuelle despoti-
sche Herrschaft führt, aber nicht in den So-
zialismus. Das war nicht unser Ziel und wird

104) H. Marcuse, Mord darf keine Waffe der Poli-
tik sein, in: Die Zeit, 16.9. 1977. 

es nie sein. Wir wissen nur zu gut, was die 
Despotie des 
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Kapitals ist, wir wollen sie nicht 

ersetzen durch Terrordespostie." )

In einem Kommentar „Zur Lage" haben die 
Mitarbeiter des „Pädex-Verlags" darauf hin-
gewiesen, daß der Terrorismus die Ergebnisse 
der eigenen Arbeit und die mühsam vermit-
telten Erkenntnisse vom Zusammenhang zwi-
schen der gegenwärtigen Krise der kapitalisti-
schen Welt und ihrer Produktionsformen zer-
störe. Der Terrorismus mache es den Herr-
schenden nicht nur leicht, von der Krise abzu-
lenken, er böte sich selbst als Sündenbock an, 
dränge sich geradezu auf. Zu allen strukturel-
len Ängsten, Frustationen und Aggressionen, 
die aus der Krise resultierten, würden aktuelle 
Ängste hinzugefügt, die diese überlagerten; 
Morde und Entführungen schafften den emo-
tionalen Grund in der Bevölkerung, die „preis-
werten Rechtfertigungen" für die Mobilisie-
rung faschistoider Tendenzen in der Gesell-
schaft, für den Ausbau des Polizeistaates, für 
die offene Diskussion der Todesstrafe. Indem 
die Terroristen sich als „Linke" bezeichnen 
und mit Versatzstücken aus sozialistischen 
Diskussionszusammenhängen argumentierten, 
spielten sie der Reaktion in die Hände bei de-
ren Bemühen, alles, was fortschrittlich sei in 
diesem Lande, zu kriminalisieren. Gerade des-
halb aber dürfe man sich, trotz aller Drohun-
gen, kein Denkver 106bot aufzwingen lassen ).

In einem Leitartikel der „Zeit" schrieb Theo 
Sommer:

„Dunstkreis, intellektuelles Vorfeld des Ter-
rors, geistiger Sumpf — das sind ebenso 
schwabbelige Begriffe wie Sympathisant. Des-
wegen eignen sie sich vortrefflich als Instru-
mente der Gegenaufklärung und der gedan-
kenpolizeilichen Fahndung. Im strengen Sinne 
kann als Sympathisant nur gelten, wer die 
Ziele oder die Methoden der Terroristen bil-
ligt. Heute wird des Sympathisantentums 
schon bezichtigt, wer menschliches Erbarmen, 
menschliches Mitgefühl bezeigt. Wer das Sy-
stem kritisiert, gilt vielen gleich auch schon 
als Gewaltbefürworter; wer noch rechtsstaat-
liche Skrupel empfindet, leistet in den Augen 
der schrecklichen Vereinfacher dem Terror 
Vorschub; wer den Staat bejaht, aber nicht 
aufhört, ihn kritisch zu befragen, wird als il-
loyal abgestempelt. In diesem Sinne
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 wird 

dann frisch-fröhlich drauflos denunziert." )

105) R. Dutschke, Kritik am Terror muß klarer 
werden, in: Die Zeit, 16. 9. 1977.
106) Zur Lage. Die Mitarbeiter des pädex-Verlages: 
Wir werden uns kein Denkverbot aufzwingen las-
sen, in: päd. extra, 15. 10. 1972.
107) Th. Sommer, Wenn die Sitten verludern. Wi-
der die Intoleranz gegenüber Kritik, in: Die Zeit, 
7.10. 1977.



In einem Gespräch mit der „Frankfurter 
Rundschau“ äußerte Günter Grass auf die 
Frage, ob man nach seiner Einschätzung „im 
Problemkreis Terrorismus" den Intellektuel-
len, die auf der „Kanzel“ geredet hätten, die 
mit dem Wort oder mit der Feder umgingen, 
überhaupt etwas vorzu werfen hätte:
„Das ist schwierig zu sagen. Ich selbst habe, 
vielleicht, weil ich durch meine politische Ar-
beit in dauernder Auseinandersetzung mit 
Studenten stand, schon sehr früh den Ein-
druck gewonnen, daß bei einigen mit Argu-
menten nichts auszurichten sein wird. Daß es 
bei einzelnen auf Terrorismus hinauslaufen

Was ist heute „links"?
Wie kann man aus dem „Teufelskreis" gegen-
seitiger Unterstellungen und Bezichtigungen 
herausfinden, die Diffamierung wie Neuroti-
sierung des Intellektuellen verhindern, repu-
blikanisches Bewußtsein, das sich durch Ge-
lassenheit und Nüchternheit auszuzeichnen 
hätte, stärken? Wie kann einerseits die Dis-
kussion über die Ursachen des Terrors so ge-
führt werden, daß nicht schon derjenige, der 
kritisch Staat und Gesellschaft gegenüber-
steht, in die Nähe der Terroristenszene ge-
rückt wird? Wie kann andererseits die linke 
Idionsynkrasie, die den Faschismus-Vorwurf 
stets beliebig parat hat und mit ihrer 
Schwarz-weiß-Technik der demokratischen 
Wirklichkeit dieses Staates nicht gerecht 
wird, verhindert werden? Was ist heute ei-
gentlich links? Als im Oktober 1977 drei Tage 
lang in Recklinghausen Intellektuelle diese 
Frage diskutierten, ergab sich der Eindruck 
von einer „konservativ“ gewordenen Linken, 
wie sie vor allem auch im Umkreis der Zeit-
schrift „L76", herausgegeben von Heinrich 
Böll, Günter Grass und Carola Stern, anzu-
treffen ist. Mit dem Begriff des „ökologischen 
Sozialismus" erhebt sie die Forderung nach 
der Erhaltung der Grundwerte menschlicher 
Existenz. Die Veränderung des Bewußtseins 
müsse dahin gehen, daß man einen zuneh-
menden Sinn in der Bewahrung des Gleichge-
wichts sehe. Wachstum könne nur noch im 
Bereich der kulturellen Fähigkeiten des Men-

Die Notwendigkeit steten Diskurses
Präzises, rasches, phantasievolles, rechtmäßi-
ges Handeln bei der Verteidigung der Frei-
heit gegen den Terrorismus forderte Carl 
Friedrich von Weizsäcker in seiner Rede bei 
der Verleihung des Theodor-Heuss-Preises 
1978. Es sei wichtig, den Bürgern in unserem 
Lande verständlich zu machen, welche Gefahr 

wird. Andere, auch Heinrich Böll, waren zu-
nächst anderer Meinung. Und ich habe re-
spektiert, daß Böll bis zum Schluß versucht 
hat, mit Argumenten zu wirken, eine Minder-
heit vom Terrorismus abzuhalten, ihr den 
Schaden deutlich zu machen — zu einem 
Zeitpunkt, als ich meinte, daß diese Minder-
heit ja diesen Schaden will. Dann hat es na-
türlich einige gegeben, die mit Vergleichen 
aus der Geschichte, aus dem Alten Testament 
und von wo überallher, vielleicht auch aus 
dem eigenen Unvermögen, das in der An-
fangsphase als eine Art Befreiungsakt gese-
hen ha 108ben." ) 

sehen von Bedeutung sein. Gerade die Ge-
werkschaften hätten sich darum zu kümmern, 
daß ihre Klienten sich nicht nur für Arbeits-
plätze und Mitbestimmung am Arbeitsplatz, 
sondern für den allgemeinen qualitativen 
Wohlstand interessierten.

Als „halblinken Kulturkonservativen" be-
zeichnete sich kürzlich in einem Interview 
Jean Amery:

„Halblinks deshalb, weil nun die Linke Wege 
gegangen ist, auf denen ich ihr nicht mehr 
folgen kann — dies gilt speziell für die 
deutschen Kommunisten, zum Teil auch für 
die französischen. Es gibt in Frankreich eine 
radikale Linke, Extremgruppen, die einen 
gewissen Einfluß haben, die auch recht intel-
ligent sind, weil dort auch mit anarchisti-
schen Anthropologien gearbeitet wird. Des-
halb sage ich ,halblinks', wenn ich meinen 
persönlichen Status beschreibe. Subjektiv für 
mich bin ich weiterhin ein Vollinker — die 
Geschichte wird entscheiden, wer recht hat.
Kulturkonservativ bin ich in dem Sinne, als 
ich glaube, daß nicht das Neue, nur weil es 
eben neu ist, blind angebetet werden muß, 
wozu man wiederum in Deutschland beson-
ders neigt. Ich glaube zum Beispiel an den 
klassischen Roman, an den klassischen Rea-
lismus, der in einer erneuerten Form wieder-
auferstehen wird. Auch in der bildenden 
Kunst und in der Musik werden sich, so mei-
ne ich, klassische Kunstformen wieder durch-
setze 109n." )  

sie laufen, wenn sie in die Falle treten, die ih-
nen der Terror stellt. Als Christ könne man 
die Freiheit nicht verteidigen, wenn man

108)  G. Grass, Im Ausland geschätzt — im Inland 
gehaßt, in: Frankfurter Rundschau, 5. 10. 1977.
109) Nicht-Meister gesucht!, in: Pardon, Nr. 12/ 
1977, S. 19.



nicht im Stande sei, auch den Feind wie den 
Bruder zu lieben. Das Recht müsse vollzogen 
werden — in aller Strenge; doch entlaste das
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Recht vom Haß. Man verteidige die Freiheit 
am besten, wenn man sie gebrauche. Freiheit 
ermögliche Vernunft; die Vernunft fände viel 
zu tun in der heutigen Welt ) .
Nichts wäre schlimmer als demokratischer 
Selbstmord aus Angst vor terroristischem 
Mord — so Bundesverfassungsrichter Helmut 
Simon:

„1. Das Grundgesetz hat demokratische, 
rechts- und sozialstaatliche Strukturen in ei-
nem historischen Kompromiß miteinander 
verschmolzen; die Bestandteile dieses Drei-
klangs dürfen nicht gegeneinander ausge-
spielt werden, sondern sind in ihren konkre-
ten Ausformungen so fortzuentwickeln, daß 
sie auch unter den veränderten Bedingungen 
des technischen Massenzeitalters funktions-
tüchtig bleiben.
2. Die rechtsstaatliche und soziale Demokra-
tie zielt auf eine Ordnung des relativ Bessern; 
die stets vorhandene Kluft zwischen Verfas-
110) Vgl. C. F. von Weizsäcker, Gegen wen wir 
die Freiheit verteidigen, in: Frankfurter Rund-
schau, 3.2. 1978. 

sungsangebot und Verfassungswirklichkeit 
darf nicht verschleiert, sondern kann nur 
durch nie endende, immer gefährdete .An-
strengungen einigermaßen überbrückt wer-
den.
3. Es ist nach den Erfahrungen unserer Ge-
schichte nicht nur politisch geboten, sondern 
geradezu Christenpflicht, die Wohltat der 
rechtsstaatlichen und sozialen Demokratie als 
die relativ beste aller unvollkommenen 
Menschenordnungen mit Zähnen und Klauen 
zu verteidigen; die streitbare Demokratie 
braucht aber vor allem streitbare Demokra-
ten, während ein übermäßiger insti
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tutioneller 

Schutz das Schutzobjekt selbst erstickt." )

Insgesamt kann ein Dossier für den Stand der 
Diskussion zum Phänomen „Terror" deutlich 
machen, daß die Bereitschaft zur Differenzie-
rung gewachsen ist; die Zusammenschau der 
verschiedenen Strömungen, Meinungen, Ana-
lysen und Folgerungen macht deutlich, daß 
„steter Diskurs“ wohl als das beste Therapeu-
tikum gegenüber ideologischen Halbwahrhei-
ten und Unwahrheiten sich erweist.

111) H. Simon, Verteidigung der Demokratie als 
Christenpflicht, in: Frankfurter Rundschau, 14.2. 
1978.



Hermann Glaser: Die Diskussion über den Terrorismus. Ein Dossier

Aus Politik und Zeitgeschichte, B 25/78, S. 3—47

Die Terroranschläge des Jahres 1977 bewirkten tiefe Betroffenheit in der Bundesrepublik 
und setzten eine schier nicht mehr überschaubare publizistische Diskussion in Gang. Das 
„Dossier" informiert über diese Diskussion — stellt sie in einer größeren Zahl von Kern-
stellen vor. Ein „Dossier" erfordert Zurückhaltung im Kommentar: das Material soll für 
sich selbst sprechen, doch wird vom Autor auf eine gewisse „Merker"-Rolle nicht völlig 
verzichtet. Die hier vorgelegten, häufig kontroversen Materialien dienen dem rationalen 
Diskurs, der Fehlentwicklungen in Richtung Zukunft — vor allem vorschnelle Urteile — 
zu verhindern sucht.
Das Material des „Dossiers" ist in achtundzwanzig Unterkapitel gegliedert: Ausgehend 
von dem Unterschied zwischen nationalem und internationalem Terrorismus wird die 
Terroristengeneration als eine „Generation der Vaterlosen“ beschrieben; die tragende 
Rolle der Frauen dabei dürfte vielfach als Reaktion auf die gesellschaftlich immer noch 
weit verbreitete Gewalt gegen Frauen zu verstehen sein. Exkurse über die rechten und 
linken Voyeure, über Feminismus und Marxismus leiten über zu der zentralen Frage, 
ob es sich beim Terrorismus um eine Spätfolge des Nationalsozialismus bzw. Faschismus 
handle oder ob er aus einem politischen Glaubensschwund herrühre. Sponti-Ideologie 
und die „klammheimliche Freude" der Mescaleros signalisieren Verhaltensweisen, wie 
sie aus dem Gefühl der Jugend, „überflüssig" zu sein, entstehen. Die Isolierung der Hoch-
schulen fördert den Narzißmus, der zunehmend die Sozialisation lähmt. Was bedeutet 
kritische Sympathie zum Staat? Wie weit kann man zu weit gehen? An Einzelfällen 
werden Fragen der äußeren und inneren Zensur aufgeworfen. Die Problematik des Extre-
mistenbeschlusses wird ebenso beleuchtet wie das Verhältnis von Intelligenz und Politik. 
Der Streit um die Emanzipationspädagogik und das „Sympathisantentum" dokumentiert 
vielfach die böse Gewalt der Worte. Was ist heute links? Ob rechts oder links — der 
stete Diskurs, über die Fronten hinweg, ist notwendiger denn je. Das Dossier kommt 
zu dem Ergebnis, daß die Bereitschaft zur Differenzierung gewachsen ist; noch hat sie 
jedoch einen schweren Stand gegenüber ideologischen Halb- und Unwahrheiten.


